




























































































































































































































































































































































3+4 Katl'!(llrllm drr. Eigcmumssanktion.m 

Surrogate besonders sinnvoll erscheinen, da dem Täter auf diesem Wege der 
innere Zusammenhang zwischen Original- und Ersatzeinziehung in besonders 
augenfälliger und eindrucksvoller Weise demonstriert wird. 

Freilich setzt eine derart aus dem Strafzweck begründete Ersatzeinziehung 
notwendig voraus, daß dem Täter aus der der Original­
einziehung auch tatsächlich ei11 Vorwurf gemacht werden Wo das 
nicht der Fall ist, etwa weil das einziehungsverstrickte Tatwerkzeug ohM 
jeglid!es Zutun des Täters zerstört worden ist, käme es einer Erfolgshaftung 
gleich, wollte man ihm dennoch Wertersatz abverlangen. Dies wäre zumin­
dest dort, wo die Originaleinziehung Strafcharakter haben sollte, nicht zu 
vertreten. Hier können auch fiskalische Entschädigungs- oder Surrogations­
gedanken nicht weiterhelfen, da sie die strafweise Einziehung leicht zu einer 
fiskaliseben Maßnahme verfälschen würden36• 

Gemessen am Strafgedanken sind folglicn alle jene Regelungen abzulehnen, 
die die Ersatzeinziehung schon allein auf Grund der faktisd1en Undurchführ­
barkeit der Originaleinziehung zulassen wollen, ohne nacn den Gründen die­
ses Unvermögens zu fragen87• Dies entspricht weder dem Mißbrauchserforder­
nis, noch läßt es sich mit dem Schuldgedanken vereinbaren. De:1n welchen 
Maßstab auch immer man im einzelnen anlegen mag: ob man nnn eine ab­
sichtliche Einziehungsvereitelung verlangt oder sieb damit begnügt, daß der 
Täter das Originalobjekt in tatsächlicher oder potentieller Kenntr.is der EiD­
ziehungsverstrickung veräußert, verbraucht oder sonstwie verwertet hat: auf 
jeden Fall muß dem Täter die Undurchführbarkeit der Originaleinziehung 
auf irgendeine Weise persönlich zurechenbar sein38• 

WurrKE, SchlHA 1968, 250. - Noch weitergehend wird nicht ohne Grund die Mei­
nung ,·ertreten, daß der Strafgedanke die Wenersatzeinziehung sogar fordere: so 
insbes. GALLAS, ]ESCHECK und DREHER, Niederschriften XII S. 215 f . 

ss Dies isr wohl auch von HARTUNG, JR 1966, 476 gemeint, wenn er in der Ersatl.­
einziehung eine Antwort auf .,das weitere schuldhafte Verhalten des Täters oder 
Teilnehmers, das zu der Tat selbst hinzutritt", sieht; vgl. auch sein Steuerstrafrecht, 
§ 4Ha Anm. I (.,Sühne für ein Verhalten des Täters ... nach der Tat•) sowie 
RilMEuN, ZfZ 1961,211, OLG Hamm ZfZ 1963, 11112 und OLG Köln GA 1955, 
312, Nj\V 1965, 2359/60. 

an Deshalb fanden die gelegentlichen Versuche, die Ersan.einziehung als Mittel 
zur Wahrung der fiskalischen Interessen des geschädigten Staates (KOHLHAAS, 
StraffreihcitsG 1954, § 13 Anm. 9) zu deuten (vgl. auch DOG NJW 1951, 40/1, 
OLG Bremen NJW 1954, 691/2, LG :)üsscldorf NJW 1953, 435), zu Redtr keine 
Gefolgsdtaft; ablehnend gegenüber derurigen Entschädigungsgedanken c:rwa RGSt 
49, 408, BGHSt 4, 305/6, BayObLGSt 1954, 100/2; GoETZELl!R, Steuerstrafrecht 
S. 258; GRÖ:-il':'IG, S. 25 Anm. 3, 39. Vgl. aber jetzt wieder GöHLER, OWiG, S 21 
Anm. 2 B, KEINATH, Betrieb 1968, 1844 und ScHWARz-DREHER,§ 40 c Anm. 3, die! 
den Mangel einer Vorwerfbarkeit offenbar schon dadurdt aufgewogen sehen, daß 
dem Täter ein Vorteilzugeflossen ist. 

Vgl. die Nadtw. oben Anm. 17 so,vie § 73 a StGB 1973. 
Dem genügen die in Anm. 18 angeführten Bestimmungen aUenfalb insoweit, 

als sei eine vorwerfbare Ein?.iehungsvereitelung vorausset?.Cn. Deshalb kann nud1 bei 
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C) Folgerungen 
I. Hinsiebtlieh der allgemeinen Voraussetzungen 

1 Soweit die Ersatzeinziehung Strafzwecke verfolgt- und das ist der Re­
gclfall -, muß dem Ersatzbetroffenen nicht nur die Undurchführbarkeit der 
Originaleinziehung zurccbcnbar sein, sondern die einziehungsbegründende 
Tat selbst muß ihrem:its bereits alle Strafl.:Jarkeit-svor:ttJ$Setzungen erfüllenaa. 
Denn nur so ist eine strafweise Ersatzeinziehung in sieb sinnvoll und scbuld-

g.erecht. 
War umgekehrt die Originaleinziehung aus Sicher:mgsgründen notwendig, 

so bleibt sie allenfalls als Surrogateinziehung und selbst insoweit nur dann 
berechtigt, wenn auch gegenüber dem Surrogat ein gleichwertiges Sicherungs­
bedürfnis besteht. Ahnlieh bleibt eine ersatzweise Ausgleichseinziehung von 
einem fortbestehenden Ausgleichsbedürfnis abhängig. Andererseits kommt es 
aber bei der präventiven bzw. reparativen Ersatzeinziehung nicht unbedingt 
:;uf eine durch den Ersatzbetroffenen verschuldete Undurchführbarkeit der 

Originaleinziehung an40
• 

2. Soweit die Ersatzeinziehung Strafcharakter bat, kommt sie lediglich ge-
gen Tatbeteiligte in Betracbt41 , und auch insoweit nur, wenn diesem die Un­
Junnführbarkeit der Originaleinziehung irgendwie vorwerfbar ist

11
" . Dagegen 

k:mn sich die sicherungs- oder ausgleid1sbedingte Ersatzeinz iehung, ebenso 
wie insoweit schon die auch auf Dritte erstrecken. 

3 Aus dem Wesen der Ersatzeinziehung als eines E rsatzes für die Original­
einziehung ergibt sich, daß sie in ihrer Zulässigkeit von den rechtlichen 
Voraussrtz11ngen der Originateinziehung abhängt; denn das Ersatzmittel 

S 40 c I StGB bz.w. S 21 I OWiG die sdolichte Veräußerung oder ZemBrung des 
finzichungsobjekts von vornehe:ein nur bei Erkennbarkeit der Einzichungsver­
srri,kun:; ausreichen; vgl. auch ScHÖNKE-SCrUlÖOER, § 40 c Rc.nr. 6, WUTTKE, 
SchlHA, 1968, 250 sowie zu§ 414 a RAO 1961 BGHSt 16, 282/292 ff., OLG Köln 
NjW 1965, 2359.- Anders mht es mit§ 73 a StGB 1973, § 110 E 1962 und S 84 
AE, soweit es sich beim Vorteilsverfall um eine Ausgleichsmaßnahme handelt; denn 
da hier schon für die Originaleinziehung kein Versmulden erforderlidt ist (''gl . oben 
5. 186), bedarf es dessen auch bei der Ersatzeinziehung nicht. 

Vgl. DayObLGSt 1957. 32./ 4 m. weit. Nadtw.; ferner OLG Braunschweig 
NJsRpfl 1952, 72, OLG Freiburg DDevR 1953, 91, DROST, NjW 1950, 128, 
KoHLllAAS, in E!Uis-KOHLHAAS, OWiG, § 20 Rdnr. 1, und § 414 a RAO Rdnr. 1. 

Nicht deurlid1 genug in diesem Siune § 115 E 1962. 
Insofern folgerichtig ScHÄDEL, ZfZ 1950, 301. Deshalb sind auch die S 73 a 

StGB 1973, § 110 E 1962 und § 84 AE insoweit unbedenklich, ah sie sidt auf den 
Ausgleichsverfall rechuwidriger Tatgewinne beziehen; gleiches gilt hinsi<htlich der 
Erstreckung auf den Geschäftsherrn des Täters. Problematisch ist dies dagegen bei 
T atentgelten, da hier der Strafgedanke bestimmend ist (vgl. oben S. 82 ff., 1 13). 

.u So zu Recht einschränkend S 40 c StGB, S 21 OWiG. Vgl. ferner DROST, 
NJW 1950, 128, RoTnllRG, OWiG, § 20 Rdnr. 1 und EGOWIGE Begr. S. 57. 

u• Im gleichen Sinne jüngst Bwon., NJW 1969, 1057 f . 
4! Vgl. oben S. 283, 288 fr. 
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kann. abgesehen von seinem andersartigen Objekt (Erlös, originalentspre­
chender Wertbetrag), naturgeoäß keinen weitergebenden Anwendungsbereich 
haben als die Originalsanktion43• Deshalb ist für eine Ersatzeinziehung über­
haupt nur dann Raum, wenn die Originaleinziehung redJtlich an sich zulässig 
gewesen wäre, jedoch aus tatsadJLidum Gründen (Verbrauch, Veräußerung an 
gutgläubige Dritte und dergleichen)" nicht mehr durchführbar ist46• 

Die gelegentlich vertretene Gegenauffassung, die auch ursprüngliche recht­
liche Hinderungsgründe (z. B. gegenüber einem gestohlenen Tatobjekt) an­
erkennen will 44, wäre nur dann haltbar, wenn man die Ersatzeinziehung als 
generelle Zusatzsanktion zur Hauptstrafe begreifen wollte~•, die freilich prak­
tisch nur dann zum Zuge kommen soll, wenn die Originaleinziehung aus 
irgendeinem Grunde nicht durchgreift. Doch damit würde der Substitutscha­
rakter der Ersatzeinziehung grundlegend verkannt. 

I I. Fotgerungen hinsichtlieb des Umfanges 

Aum für die Bemessung der Ersatzsanktion ist deren jeweilige Zielsetzung 
von maßgebender Bedeutung. 

1. Soweit pzmitive Erwägungen im Vordergrund stehen, kommt es weder 
auf die fortbestehende Bereicherung des Täters an48

, noch auf den Wert des 

4' So im Prinzip schon BGHSt 4, 305/6; ferner BENDER, N]W 1969, 1056. Das 
gilt auch für die Bemessung des Wertersatzes: vgl. BGH ZfZ 1954, 24. 

44 Vgl. S 40 c II StGB und S 21 II OWiG, wo außerdem nodl der Fall einer 
entsdlädigungspflichtigen DrittbelaJtung des Gegenstandes genannt wird. über die 
Einzelheiten zu den verschiedenen Formen der Einziehungsvereitelung vgl. BENDE&, 
NJW' 1969, 1057, ScHÖNu-ScHRÖDER, § 40 c Rdnr. 5 ff., ScHWARz-DREHER,§ 40 c 
Anm. 3 f., GöHLER, OWiG, § 21 Anm. 2 B, 3.- Instruktive Beispiele über die im 
Einzelfall oft smwierige PestStellung der Undurchführbarkeit u. a. bei OLG Ramm 
ZfZ 1962, 49 f., OLG Bremen ZfZ 1963, 183 und OLG Köln N]\V 1966, 2228 f., 
wo letzteres seinen strengeren Standpunkt in NJW 1965, 2359 f. teilweise wieder 
zurückgenommen bat. Aufschlußreich auch die Beratungen des Sonderausschusses 
(V /54. Sitzg. S. 1023 ff.) zum Wertcrsatz beim Gewinn verfall. Vgl. ~erner die ein-
5chlägigen Kommenticrungen zu§ 20 OWiG und§ 414 a RAO 1961 sowie die nach­
folgenden Rspr.-Nachweise. Speziell zu den Fällen des Verbrauchs des Original­
objekts K'RöNER, ZfZ 1962, 11 ff., Ri.iMEUN, ZfZ 1962, 104 ff. 

~5 So zu Recht schon OLG Bremen DRZ 1950, 454 (and. aber in NJW 1954, 691), 
KG JR 1955, 72; 1958, 229 (vgl. auch NJW 1958, 803), BayObLGSt 1962, 33/ 4, 60; 
1963, 107 ff., DROST, NJW 1950, 12!1, DüNNEBIER, DRZ 1950, 425, MDR '1955, 68, 
H.a.RTUNG, RJ 1962, 267, KOHLHAAS, in ERos-KoHLHAAS, OWiG, § 20 Anm. 1, 
ROTBERG, OWiG, § 20 Rdnr. 1 sowie auf Grund des S 40 c ScHÖNn-ScHRÖDER, 
Rdnr. 4, SCHWARZ-DREHER, Rdnr. 2, GöHLER, OWiG, § 21 Anrn. 2 A. 

" DOG NJW 1951, 40, BGHSt 3, 163 f.; 4, 6214; 5, 352/ 4; S, 98/9; enger wohl 
BGHSt 16, 2821291 ff., m. zust. Anm. KoHLHAAS, LM Nr. 1 zu § 414 a AbgO. 
Vgl. ferner BGH bei HERLAN, GA 1959, 51 und BayObLGSt 1953, 9 ff. 

n So wohl auch RüMELIN, ZfZ 1961,211 und KRÖNER, ZfZ 1962, 1l bzgl. § 414a 
RAOn. F. 

48 BayObLGSt 1951, 483/5 f., ScaÖNKE-SCHRÖDER, § 335 Rdnr. 8, E t962 Begr. 
S. 245, RoTBERG, OWiG, § 20 Rdnr. 3, ScHÄFER, Niedersmriften UI S. 402. 
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ctw3\gcn Ersangegenstandes. Denn da die Ersatzeinziehung den Täter in 
~;lei<her Weise treffen soll, wie dies bei der Originaleinziehung der Fall ge­
?.'esen wire~0, muß der Wert des Originalobjekts die cutsmeidende Bemes-
1ungsgrundlage liefern~. Um dafür einen einigermaßen objektiven Maßstab 
~u haben, wird vom Verkehrswert des Originalobjekts zur Zeit der End­
~dHtidung auszugehen sein~t. Falls sid1 dieser nicht ermitteln läßt, ist eine ent-

spn:\.htndc Sd-üiu.ung vorzu_ru!hJJ1en~'. 
2. Soweit gegenstandsbedingte Sichmmgsgründe den Aussmlag geben, 

spielen etwaige Wertgesichtspt:.nkte nur eine untergeordnete Rolle, da auch 
über das Ausmaß einer präventiven Surrogatseioz.iehung das konkrete Siche-

rungsbedürfnis entscheiden muß. 
3. Bei der reparativen Ersat2cinziehuug schließlich muß der Grad des Aus-

glcichsinteresses bestimmend sein. Waren etwa die durch die rechtswidrige 
Tat zugefügten Namteile nur als geringfügig zu veranschlagen und sind die 
daraus gezogenen Gewinne bereits wieder verbraucht, ohne daß sie dem Täter 
sonstige Wertsteigerungen gebracht oder notwendige Aufwendungen erspart 
hätten, kann von einem Ausgleichsbedürfnis kaum noch die Rede sein, so daß 

die Ersatzeinziehung gänzlich zu unterbleiben hat. 

4• So im Prinzip tr·e.ffend BGH.Sc 4, 305/ 6. 
~ Vgl. RG HRR 1940,196. ~~ H. M.; vgL u. a. RGSt -19, 408; 75, 100/3, BGH LM Nr. 1 z.u § 335 StG13, 

BGHSt 4, 305 (aber teils abw.; krit. dazu die Anm. von FRÄNKI!L, LM Nr. 11 zu 
S 401 RAO); 5, 155/ 161; Göru.ER, OWiG. § 21 Anm. 4 A, KoHLHAAS, in ERnS­
Kottt.t!AAS, 0\ViG, § 20 Anm. 3, RoTUER.G, OWiG, S 20 Rdnr. 2 a, ScHÖNKE­
ScJtRÖOER., § 40 c Rdnr. 9, S 335 Rdnr. 8, ScHWARZ-DREHER, § 40 c Anm. 6, 
§ 414 a Anm. V m. weit. Nach\V.; zur Sachlage bei mehrero:n Verkehrswerten 
LAsG'EN, A WG, § 40 Rdnr. 7. Abweichend wollten das DOG NJ\V 1950, 652/3 
und ihm folgend ScHÄDEL, ZfZ 1950, 301 f. die Ersatzeinziehung auf den Wert 
beschränken, den der Staat bei der Verwertung des Originalobjekts enie\t hätte. 

62 
S 40 c In StGB, § 73 b StGB 1973, S 21 1Il OWiG, S§ 110 III, 115 ill E 

1962, § 85 AE. 



6. K..\.l'lTEL 

RICHTERLICHE SANKTIONSBEMESSUNG UND ENTSCHiiDIGUNG 

In den bisherigen Erörterungen ging es im wesentlichen nur um die gesetzlich­
abstrakte Umgrenzung des persönlichen und gegenständlichen Bereichs, innerhalb 
dessen eine Eigentumssanktion als zulässig anzusehen ist. Dieses Bild bliebe scbief, 
würde man nicht auch auf den konkreun richterlichen Einziehungsakt noch einen 
kurzen Blidt werfen. Denn erst 'IVenn man mitberücksichtigt, inwieweit es dem 
Richter möglicl1 ist, die abstrakte E:nzichungsbefugnis, wie sie sich aus dem Gescrz 
ergibt, den Verhältnissen und Bedürfnissen des konkreten Falles anzupassen, läßt 
sieb über die Starrheit und Härte oder auclJ Ela~tizität und Angcmessenheic einer 
Ei11ziehungskonzepcion ein abschließendes Ureeil gewinnen (§ 19). 

Im Zusammenhang mit dieser Zumessungsproblematik stelle sich vor allem dem 
Drittbetroffenen gegenüber die Frage, inwieweit das Opfer, das ihm bei Entziehung 
eines Gegenstandes auferlegt wird, durch eine entsprechende Emschädigzmg wieder 
auszugleichen ist. Auch hierauf wird zur Abrundung des Bildes noch kurz einzu­gehen sein (§ 20). 

§ 19 EINZIEHUNG UND RICHTERLICHES ERMESSEN 

A) Allgemeines 

T. Wahl C.er Sanktionsan 

Eines der Grundanliegen dieser Untersuchungen bestand von Anfang an 
darin, die Eigentumssanktionen in eine Form zu bringen, in der sie sowohl 
der zu ahndenden Tat wie auch den anzustrebenden Zwecken am besten ge­
recht werden können. Das überkommene Einziehungsrecht hatte sich in man­
cher Hinsiebt als zu starr erwiesen. Erinnen sei hier nur an die abstrakte 
Festlegung der Recbtsnatur, die einer wirklich zweckgerechten Anwendung 
der betreffenden Vorschriften nicht selten im Wege steht und dadurch teils 
zu bedenklieben Ausweitungen, teils zu bedauerlichen VerkürzliDgen der 
Sanktionsmöglichkeiten führt

1
• Auch die bislang recht zahlreichen zwingenden 

Einziehungsbesrimmungen~, die unrer Ausschluß jeglichen richterlieben Er­
messens zu einer blind-automatischen Einziehung führen, machen eine tatge-

1 V~::L im einzelnen oben S. 62 tf., 97 tf., 131 tf. 
~ Nachw. dazu oben S. 52. 
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redne Gesarntzumessung praktisch unmöglich. Demgegenüber läßt sich eine 
r,rößere Elastizität und Anpassungsfähigkeit der Eigentumssanktionen nur 
c.la.durch erreichen, daß man die Entscheidung über die zu verhängende Sank­
tion so weit, wie das rechtsstaatlich vertretbar erscheint, in die Hand des 
Riduers legt. 

Von einigen noch zu erörternden Einschränkungen abgesehen, gilt das nicht 
nur für das "Ob", sondern auch für das,. Wie" der im Einzelfall zu treffenden 
cntschcidung. Was insbesondere die Art der Zlt wählenden Sanktion anbe­
lolngt, muß der Richter die Möglichkeit haben, deren konkrete Zielsetzung an 
den Bedürfnissen des Einzelfalles auszurichten. Nicht nur wegen der dogmati­
schen Unmöglichkeit, den Zweck und die Rechtsnatur einer Einziehungsbe­
stimmung im vorhinein für alle Fälle abstrakt festzulegen, sondern mehr 
r.odt im Interesse eines möglichst einzelfallgerechten Richterspruchs sollte sich 
der Gesetzgeber daher darauf beschränken, lediglich die allgemeinen Voraus­
setzungen zu umschreiben, unter denen eine Eigentumssankclon als Strafe, 
Sicherungsmaßregel oder Ausgleichsmaßnahme verhängt werden kann, um 
es im übrigen der Beurteilung der Rid1ter zu überlassen, welchen Zwecken 
[m konkreten Fall der Vorrang einzuräumen is~. 

Entsprechendes gilt fiir die Identität der zu verhängenden Sanktion. Denn 
auch die Frage, ob ein Gegenstand ganz oder teilweise einzuziehen ist, oder 
ob man sich statt der vollen Einziehung mit einem schonenderen Mittel, etwa 
mit der Unbrauchbarmachung oder einer Verfügungsauflage, begnügen kann, 
!äßt sich nicht abstrakt im voraus entscheiden, sondern hängt maßgehlieb von 
der konkreten Würdigung des Einzelfalles ab'. 

II. Grenzen des richterlichen Entscheidungsspielraums 

I. Indes wäre es verfehlt, wollte man die dem Richter einzuräumende 
Wahlmöglichkeit als ein "freies Belieben" verstehen. Ganz ungeachtet der 
grundsätzlichen Frage, inwieweit im Bereich des Strafrechts überhaupt von 
einem echten richterlichen "Handlungsermessen" (i. S. des Verwaltungsrechts) 
die Rede sein kann~, muß der Richter bei den Eigentumssanktionen in jedem 
Falle an die Art und den Grad des konkreten Sanktionsbedürfnisses gebun­
den bleiben•. 

Das besagt, daß etwa dort, wo die völlige Entziehung eines Gegenstandes 
die Hauptstrafe in nachhaltiger Weise ergänzen könnte, der Richter sidl nicht 

~ Näher dazu oben S. 92 ff., 141 f. 
~ Dabei sind vor allem die Grundsätze der Erforderlichkeit und Geeignetheit 

der Maßnahme zu beachten (vgl. im einzelnen oben S. 195 tf. und 269 ff.). Zur Pro­
blenu tik der gesetzlichen Gefährüchkcitspräsumcion oben S. 265 ff. 

b Aus dem reichhaltigen Schrifttum zu dieser Frage vgl. aus nellerer Zeit insbes. 
WAnDA, Dogmatische Grundlagen S. 81 ff., 111 ff., BAUMA:m, in Summum Jus 
S. 131 ff., sowie jüngst B.RUNS, Strafzumessnngsrcchc AT S. 19 f., 567 ff. 

I Vgl. EGHSt 20, 253/ 5. 
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mit der Berufung auf ein nur geringes Sidlerungsbedürnlli lediglich auf eine 
(sidlerungsweise) Beseitigun~sauflage besdlränken kann, oder umgekehn dort, 
wo ein tarsächlicbes Sicherungsbedürfnis besteht, dieses nic.~t einfach mißadl­
tcn darf, um sich im Hinblick auf ein geringes Verschulden des Täters mir 
einer als Sicherungsmaßregel völlig unzulänglichen strafweisen Teileinziehung 
zu begnügen. Vielmehr muß er in jedem Falle dem jeweils vordringlicber~:n 
Sanktionszweck Redmung zu tragen suchen. 

2. Dabei kann es sehr wol-J vo:rkommen - und in der Praxis wird das 
nicht selten der Fall sein - , daß die Sanktion gleidneitig mehreren Zwecken 
zu dienen hat, daß also sowohl ein sachbedingter Sicberu:1gsgrund besteht, 
wie auch personbezogene Straferwägungen oder ein reparatives Ausgleichs­
interesse die Einziehung geboten erscheinen lassen. 

In derartigen Fällen kann die Einziehung durchaus einen Doppe!dJarakter 
erlangen7• Wo etwa dem Sicherungsbedürfnis schon durch bloße Unbrauch­
barmachung der nachgemachten Münzen genügt werden könnte, kann im In­
teresse einer wirksamen Repression darüber hinaus die völlige Entziehung 
der Goldsubstanz gerechtfertigt sein8• Oder dort, wo der Erlös aus einer Siche­
rungseinziehung an sich dem Eigentümer herauszugeben wäret, könnte es im 
Interesse einer tatangemessenen Strafschärfung geboten erscheinen, dem Ein­
ziehungsbetroffenen den Erlös vorzuenthalten. 

Eine derartige zweispurige Eigentumssanktion hängt nat'Jrgemäß davon 
ab, daß sowo/,l die Voraussetzungen der eir~en als attc/, die der anderen Sank­
tionsart gegeben sind. So kommt eine kombinierte Straf-Sicherungs-Einzie­
hung nur bei Vorliegen der allgemeinen Straf- und Sicherungsvoraussetzun­
gen in Betracht. Fehlt es etwa an einem Sicherungsbedürfnis, so ist für gegen­
standsbezogene Präventiverwägungen kein Raum. Mangelt es umgekehrt am 
Verschulden, so kann die sicherungsbedingte Unbrauchbarmachung keines­
falls aus repressiven Gründen zur vollen Einziehung verschärft werden. 

Genauso verfehlt wäre es, e:ne als Straf- und Sicherungseinziehung dra­
pierte Einziehung aus einer Kumulierung von Paktoren rechtfertigen zu wol­
[eo, dje für sich allein weder einer Straf- noch einer Sicherungseinziehung ge-

7 AJlgemein zur Problematik der Doppelnatur oben S. 67 ff., 89 ff., 136 ff. Freilich 
bleibe zu beachten, daß man die Doppelnatur der Einziehung in durch::us untcrsdued­
licbem Sinne vcrsrehen kann. Wahrend es an den zuvor genannten S:ellen mehr um 
d:e innere Ambivalenz der Einziehung, also um ihre abstrakte Mehrspurigkeic geht. 
die sich durch die konkrete Zielsetzung auf einen einzigen Zweck (Strafe oder Maß­
regel) verengen kann, ist hier die Doppelspurigkeit der Einziehung g;:nz konkret zu 
verstehen: nämlid1 als eine Eigentumssanktion, die sowohl Elemente der Srr::Ue als 
auch der Sicherungsmaßregel enthält. 

8 Gam in diesem Sinne haben § 251 E 1913 und § 200 ll1 E 1925 in der über 
die Unbraud1barmachung hinausgehenden völligen Einziehung des Fal~chgeldes mehr 
gesehen als nur eine Maßregel (vgl. Begr. zum E 1925 S. 105) und demgemäß kon­
sec;,uent gegenüber dem tatunbeteiligten Dritteigentümer nur die Unbrauchbarma-
ch~.-ng für zulässig erklärt. • Dazu oben S. 273 f. 
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:nü~""n würde11. Denn wie sdlon GJLS001U'1Y in anderem Zusammenhang tref­
fend bemerkt hat, "(erzeugt) die Summierung einer strafrechtli<h mangel­
halh:n Redl.dertigung und gewisser polizeilicher oder allr,emein-kriminal-

polltlsdler Bedürfnisse ... ke~nen neuen Rechtfertigungsgrund". 
}. Für eine derartige konkrete11 Doppelnatur der Einziehung wird jedoch 

Jort kein R:1um mehr sein, wo dem ei11en Sanktionszweck gegenüber dem 

:lJid{'rtn ein ganz ;:;ho;bli:::hes Uberge<>JJidJt z.ukommt. Da~ ist regelmäßig bei Gegenständen der Fall, die wegen ihrer art- oder 
\w~d,atlellbeitsbedingten GefährlidJkeit eingezogen oder vernichtet werden 
mii!.sen. somit nicht einmal ein Verwertungserlös bleibt, den man strafweise 
einbehalten könnte. Wie schon STooss't zu Recht festgestellt hat, hätte es kei­
nen Sinn, den Schuldigen mit der Einziehung eines Gegenstandes "bestrafen" 
zu wollen, der ihm ohnehin bereits aus polizeilich-präventiven Gründen rest­
los entzogen werden muß. Hier bleibt für punitive Erwägungen keinerlei Raum 
mehr: die Einziehung wäre als Strafe ,.inhaltslos". Daran kann auch der Rich­
ter nidlt vorbei. Deshalb kann in derartigen Fällen die Einziehung nur Siche-

rungscharakter haben. Audl der umgekehrte Fall ist denkbar, wo persönlichkeitsbedingte Gefähr-

lichkeitskriterien neben der spezialpräventiven Zielsetz.ung der strafweisen 
Ein'liehung nicht mehr wesentlich ins Gewicht fallen. Audl hier bleibt für die 
Annahme einer Doppelnatur kaum Platz; wesensbestiounend ist vielmehr der 

Strafdlarakter. 

B) Obermaßprobleme 
Außer den sich aus dem konkreten Sanktionsbedürfnis und Sanktionszwe<k 

ergebenden Grenzen unterliegt der richterliche Einziehungsakt selbstverständ­
lich auch den sonstigen allgemeinen Beschränkungen, die jeglichem strafredlt­
lichcn Rechrsfolgeermessen gesetzt sind. über Einzelheiten dazu muß auf die 
allgemeine strafrechtliche Ermessenslehre verwiesen werdeou. Lediglich der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sei hier nod.J. eigens hervorgehoben, da 
spätestens an diesem Kriterium alles richterEdle Ermessen seine äußerste 

Schranke findet. 

10 
JZ 1958. 689. 11 Vgl. dazu oben A:~m. 7. 

u Narur der Vermögensstrafen S. 36 ff. Vgl. dazu oben S. 69 f. 
ta Neben den grundlegenden Arbeiten von DROST, Das Ermessen des Strafrich-

ter~. 1930, \lnd K. PETERS, Die kriminalpolitische Stellung des Strafrichters bei der 
Ue~timmung der Scrafrechrsfolgen, 1932, seien aus neuerer Zeit vor allem V/ARDA. 
Dogmatische Grundlagen des richterlichen Ermessens im Strafrecht, 1962, insbes. 
S. 81 ff., 111 ff., und BRUNS, Strafzu.messungsrecht, AT, 1967, angeführt. über die 
srr:lfrichterliche Ermessensproblematik de lege fcrenda vgl. insbes. die Gutachten 
von PETERS und SeHRÖDER z~:m 41. DJT, Bd. 1/2, sowie die Beiträge von BuscH, 
K.Rn.t.E und SARSTEDT zum vn. Internationalen Strafrechtskongreß 1957 in Athen, 
veröffentlicht als Sonderheft cer ZStW 1957. Weitere Nachw. dazu bei ScHÖNit"E· 

ScKRÖDER, Vorbcm. 89 ff. von§ 13. 
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Wie bereits in der allgemeinen Grundlegung näher dargetan, handelt es sich 
bei der Verhältnismäßigkeit- neben den Gedanken der Erforderlichkeit und 
Geeignetheit - um ein Grundprinzip des verfassungsrechtlichen Obermaß­
verbots, das in vielfältiger Weise auf die Zulässigkeit und den Umfang der 
Eigentumssanktionen einwirktu. Dabei kommt dem Grundsatz der Verhälrnis­
mäßigkeit die besondere Funlttion zu, selbst crfordedime und zweckraugliche 
Maßnahmen jedenfalls insoweit auszusm!ießen, als ihre \Virhmg a;;p.,,. V 
hältnis zu dem angestrebten Zweck stehen würde. 

Soweit es dabei um reparative Ausgleidlsmaßnahmen geht, wird eine der­
artige Disproportionalität kaum praktisch werden, da sim diese Sanktion auf 
die Wiederhel'Stellung des früheren Zustandes besdlränkt•G. Bei den Straf­
und Simeruogssanktionen hingegen sind Fälle untragbarer Unverhältnis­
mäßigkeit durmaus möglich. Da sim dies nam jeweils verschiedenen Gesicbt.s­
punkten beurteilt, seien beide Sanktionsarten gesondert betradnet. 

I. Tat- und Schuldangemessenheit der Strafeinziehung 

1. Als Strafe steht die zu Strafzwecken verhängte Einziehung unter 
dem Schu1dprinzip

11

• In Verbindung mir dem Verhälmismäßigkeitsgedanken 
ergibt sim daraus der Grundsatz. der Tat- und Schuldallgemessmheit . Mit der 
bekannten Grundsatzerklärung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes, die 
übrigens gerade durch eine Einziehungssache veranlaßt War11, bedeutet das, 

..,daß ein Strafübel in einem gerechten Verhältnis zur Schwere der 
Straftat und zum Verschulden des Täters stehen muß und 

daß dort, wo die Tat Grade des Verschuldens und der Schwere auf­
weisen kann, dem Richter grundsätzlich die Möglichkeit gelassen wer­
den muß, die Strafe dem anzupassen. "18 

u Allgemein zum Übermaßverbot und zur Verhälcnismiißigkeit oben S. 195 lf.; zu 
den Grundsätzen der Erforderlichkeir und Geeignetheit insbes. S. 269 ff., 274 ff. 15 

Das schließt indes nicht aus, daß auch hier u. U. Härtefälle denkbar sind; dazu unten S. 354 f . 
1
4 Vgl. oben S. 211, 136 f. 

17 

ßayVerfGH 3 li 109 ff. Zur Entscneidung srand die EinziehuJlg eines PKW 
wegen Verletzung einer gesetzlichen Kfz-Meldepflicht. 18 

BayVerfGH, aaO, S. 109/t 14; für die Wenersatzeinziehung bestätigt durcn 
Bayer. VerfGH in VGH 14 1I 49/57. Im gleid1eo Sinne BVerfGE 6, 389/439 (be­
züglich der Mindesrstrafen bei S 175 a StGB): "Aus den allgemei•~en Prinzipien 
de; Grundgesetzes, insbesondere dem R.edJrsstaatsprinzip, folgt für das Strafred:tt, 
daß die angedrohre Strafe in einem geredJteo Verhältnis zur Sd1were der Tat und 
zu dem Verschaldeo des Täters stehtn muß." Vgl. ferner u. a. ßGHSr l, 94/9; 13, 
190/2; BVerwGE 8, 287/ 295, BoCKELMANN, l\laterialien I S. 41, DüRI:c, in MAuNz­
DtllUC-fuRzoc, An. 1, Rdnr. 32, NJPPERDEY, in N~:;llMANN-NlPPE.RDEY-Scm:ul'.'ER, 
Grundred11e II S. 32, 5T.RE2, Delil:ufolgen S. 51, WARDA, Dogmatische Grundlagen s. 145 ff. 

Em:eithung und rid)(~rlrcbes Ermrsw1 353 

D:L~ war im Prinzip audl für die Eigenrumssanktionen sdlon seit einigen 
J: ~rcn aUgemein anerkanmu und wurde nunmehr auch gesetzüch statuiert10

• 

'\t .u indl!s die faktische Verwirklichung anbelangt, herrsdlt noch manche Un­
Üubeit. Nidlt nur, daß man sidl noch keineswegs darüber ein:ig ist, inwie­
weit der Grundsatz der Tat- und Schuldangemessenheit zwingend ist und in 
jedem falle die Möglichkeit einer rimcerlichen Ermessensprüfung voraus­
~l.r.t'. Aüd. glaubt man seine praktische ßedeutsamkeit teils schon deshalb 
fltr gering erachten zu können, weil der Täter sein Eigentum auf Grund des 
Mil\brauchs ja ohnehin verwirkt habe'!. 

Nun ist in der Tat zuzugeben, daß tat- oder schulduoangemessene Ein­
r.iehongen sicherlich den Ausnahmefall bilden werden; denn schon allein auf 
Grund der Tatsadle, daß sich die Schwere der Tat und der Grad des Ver­
ll<huldens ebenso wie auch das dementsprechende Strafmaß nur in Nällerungs­
wcnen feststellen lassen!3, bedarf es schon einer recht krassen Disproportio-

n Vgl. BGHSt 16, 282/290; 18, 279/ 282; OLG Hamm NJW 1960, 264, 1976; 
MOR 1966, 430, OLG Oldenburg NJW 1961, 192; OLG Celle NJW 1964, 1381; 
ß:1yObLG NJW 1967, 58618, LG Düsseldorf MDR 1954, 311 / 2, LG Waidshut 
NJW 1959, 1248; BussE, NJW 1958, 1417 ff., DIETRJCHs, S. 33 ff., GILSDORP, aaO; 
MAlER, NJW 1959, 182 f., ScHÖNKE-SCHRÖDER, S 40 Rdnr. 17, ST&EE, Deliktsfol­
~;en S. 100 f. Vgl. ferner KG VRS 3, 125/7, wenn dort die Einzie:huog vorrangig 
vom Sühnegedanken zu Lasten generalpräventiver Rücksichten abhängig gemacht 
•inJ, sowie OLG Köln NJW 1959, 2128/9, wo § 401 RAO a. F. tatbestandlieh 
\tark einschränkend ausgeleg1: wird, um seine Auswirkungen auf ein erträgliches 
Maß zu reduzieren. Auch der E 1962, obgleicn er für den Bereich des StGB keine 
ausdrückliche Verhältnismäßigkeitsklausel für notwendig ans<~h, hält dennoch den 
TlidJter insoweit Für gebunden; vgl. E 1962 Begr. S. 247. 

sq So im Anschluß an§ 414lll RAO 1961, S 39 lil AWG 1961 jetzt§40biStGB 
(b1.w § 20 OWiG), wonach die Einziehung zu unterbleiben hat, "wenn sie zur 
BedeutUng der begangenen Tat und zum Vorwurf, der den von der Einziehung 
betroffenen Täter oder Teilnehmer oder in den Fällen des § 40 a den Dritten trifft, 
;~.ußer Verhälmis steht". - Allerdings scheint dem Gesetzgeber immer noch nicht 
voll bewußt zu sein, daß es sich dabei nicht nur um Billigkeitszugeständnisse, son­
Jern um den Ausfluß eines zwingenden Verfassungsprinzips handelt. Denn sonst 
hätte er die erwähnten Verbälrnismäßigkeh:sklauseln der RAO und des AWG 
schwerlich nur als Soll-Vorschriften konzipieren können (vgl. dazu die unhaltbare 
Fehlinterpretation von OLG Hamm N]W 1962, 828/ 9; ricntig dagegen LANGEN, 
,\ ~·G. § 39 Rdnr. 14), noch hätte er den Anwendungsbereich des § 40 b StGB auf 
die fakulrative Einziehung beschränken dürfen; vgl. auch BAtJMANN, AT S. 731, 
ScHöNn-ScHRÖDER, S 40 b Rdor. 2. 

• 1 Dazu unten S. 360 ff. 
~ lo diesem Sinne etwa STIU:E, Deliktsfolgen S. 101, auch noch ScHÖNXE· 

ScHRÖD.EP., 13. Auf!., § 40 Rdnr. 17. Daß für die Einziehung offenbar andere 
Zumessungskriterien gelten sollen als bei sonstigen Strafen, zeigte sich auch in 
13GHSt 9, 164/ 172, wonach der (vermeidbare) Verbotsirrtum hinsichtlich des Nach­
zuckerungsYerbots auf die Einziehung des Weins keinerlei Einfluß haben soll. 
~ Vgl. dazu die Diskussion um die sog. Spielraumtheorie, BRtJNS, Strafzumes­

suogsrecht AT S. 270 ff., DuHn., ]Z 1967, 41 ff., ScHöNu:-ScHRÖDEll, Vorbem. 4 
vorS 13m. weit. Nacbw. 

23 'Eser, Sanktionen 
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nalität zwischen der einziehungsbegründenden Tat und dem gesamten Obels· 
effekt der Einziehung, um von einer Mjßachrung der Verhältnismäßigkeit 
sprechen zu können2

'
1
• Dies hat jedodl damit, daß die beu·offenen Gegenstände: 

ohnedies bereits verwirkt seien, im Grunde nichts zu tun; denn wie bereits 
im Rahmen der Rechtfertigungsproblematik näher dargetan, hat der verwir­
kungsbegründende Mißbraud1 lediglich den Verlust des grundrechtlidnm 
Eigentumsschutzes zur Folge, ohne daß aber damit der Staat be! 
des betroffenen Gegenstandes der Achtung sonStiger Verfassungsprinzipien, 
einschließlich des Obermaßverbots, entbunden wäre!~. Daher kann dem Ver­
wirkungsgedanken als solchem für die Angemessensheitsfrage nichts Maß­
gebliches entnommen werden. 

2. Dagegen lassen sich aus der Art der Tatverstriclermg, d. h. aus der Be­
ziehung, in der die betroffene Sache zur einziehungsbegründenden Tat steht, 
gewisse Anhaltspunkte für die Beurteilung der Verhältnismäßigkeit her­
leiten. 

a) Was die durch die Tat edangten tmd hervorgehachten Cegenstii11de 
anbelangt, liegt meist schon vom Zweck und der Reichweite der Entziehung 
her die Überschreitung der Obermaßgrenze außerhalb des w~hrscheinlichen. 
Nicht nur, daß die Entziehung deraniger Tatfrüchte schon um der Wirksam­
keit der Hauptstrafe willen notwendig ist - denn könnte der Täter sie un­
gestört genießen, so würde ihm die Tat trotz einer anderen Strafe immer noch 
lohnend erscheinen und daher zur Wiederholung reizen~' ; vielmehr handelt 
es sich bei den scelere quaesita regelmäßig um Gegenstände, die ohnedies erst 
durch die Tat zum bisherigen Vermögen hinzuerworben wurden; daher wird 
bei deren Entziehung der Täter lediglid1 auf den "status quo ante" zurückge­
worfen, weshalb von unbilliger H äne grundsätzlich keine Rede sein kann. 
Deshalb hält PETERS im Prinzip zu Red1t dafür, daß bei derart igen Gegen­
ständen dem Richter regelmäßig gar keine andere Wahl bleibt, als ihre Ein­
ziehung anzuordnenn. 

Dennoch sind hier Fälle unbilliger Härte denkbar. So etwa dort, wo der 
Funktionär einer verfassungsfeindlichen Organisation von den ihm für seine 
illegale Tätigkeit gemachten Entgelten jahrelang seineo ganzen Lebensunter­
halt bestritten bat~. Hier würde die rückwirkende Entziehung aller Zuwen­
dungen den Täter jedenfalls dann überfordern, wenn ihm damit auf Jahre 
hinaus die Lebensgrundlage entzogen wäre. Nicht nur, daß damit der Täter 
u. U. völlig aus der Bahn geworfen oder zumindest seine Resozialisierung 

•• Insowei t zurreffend STREE, Deliktsfolgen s. 101. Vgl. aum Gn.SDORP, JZ I 958, 
687. 

ts Vgl. oben S. 188 ff. 
~~ Näher dazu oben S. 82 ff. und 113. 
1:7 PETERS, Kriminalpolitische Stellung S. 116. Vgl. auch STREE, Deliktsfolgen 

s. 101. 
!3 Vgl. GöHLER, Sonderaussdmß V /54. Sitzg. S. 1026. 
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t'n>.hwert würde; audl die Familie könnte dadurch ungebührlich mitbetroffen 
werden. Deshalb verdient die neue Härteklausel des § 92 b 1l StGB, die im 
Grunde lediglich die Rechtspredlung des BGH zur Umdeurung des§ 86 Ili 
~tGß in eine Ermessensrege1!9 zu legalisieren hatte, im Prinzip volle Zustim-

mung. Gleiches wird für§ 73 c StGB 1973 zu gelten haben. 
\->) Soweit es um Objekte der Tat und sog. Bezich~mgsgegenstände geht, 

r '11111 dio: Wirkür.g der Einz.iehung und die Schwere von Tat und Sdluld 
noch leiroter außer Proportion geraten. Zwar ist dem BGH zuzugeben, daß 
Jie Menge oder der Wert einer Sache, die etwa Gegenstand einer Steuer­
hinu:rz.iehung war, nidlt ohne jeden Einfluß auf die Schuld des Täters sind$0 
gnd daher insoweit auch die wirtschaftliche Härte der EinziehUJlg nicht allein 
vom Zufall abhängt31 • Dennoch kann keine Rede davon sein, daß Unredlt 
IJI'd Schuld in jedem Falle proportional mit dem Wert des Tatobjektes steigen 
10üßtenu. Ob etwa der nicht fahrbered1tigte Täter mit einem uralten Klein­
w-~co oder einem nagelneuen ,,Sttaßenkreuzer" gefahren ist, änden bei sonst 
<:leid1en Tatumständen an der Schwere der Tat nur wenig. Daher kann, sieht 
nan von subjektiven Strafempfänglidlkeitskriterien (wirtsdlaA:liche Lage des 
Täters usw.) einmal ab, die Einziehung des Kleinwagens nadl § 21 lll StVG 
durchaus noch verhältnismäßig sein, während sie im anderen Fall u. U. nicht 

mehr tat· und schuldangemessen wäre. 
c) Entsprechendes gih für die Einziehung von Tatwerkzengen. Aum hier 

läßt sich dem Wert des Werkzeugs nidlt Maßgebliches über die Bedeutung der 
Tat entnehmen~. So kann der raffinierte Diamantenschmuggel per Fahrrad 
ein viel größeres Maß von \mrechtlicher Gesinnung verraten als etwa die 
plumpe Einfuhr im Kofferraum des PKW, womöglich noch in auffällig ver­
paduer Geschenkkassette. Ebensowenig wäre einzusehen, daß die Schuld des 
funkamateurs, der eine nicht genehmigte Sendung mit einer wenvollen Funk­
anlage betreibt, größer sein sollte als die Schuld dessen, der dies mit primi­
tivsten Mitteln tut34 • Sofern hier nicht besondere Sicherungsmomente hinzu­
konune1135, würde es daher nidlt in Einklang mit dem Prinzip der Tat- und 
Smuldaugemessenheit stehen, wollte man bei der Einziehung von vorneberein 

u Vgl. BGHSt 10, 46/5 1, m. zusr. Anm. }AcuscH, LM Nr. 6 zu§ 98 StGB, BGH 
vom 2. 9. 1959 und 23. 9. 1960, bei WAGNl!R, GA 1963, 227 bzw. 229; ScRÖNU.­
ScHRÖDER, 13. Aufl., ~ 98 Rdnr. 2; zurückhaltender LAcKNER-MAASSEN, § 86 
Anm. 3. Vgl. dazu auch WAGNER, MDR 1964,886 m. weit- Nachw. 

ao Vgl. BGHSt 16, 282/7 . 
Sl So BussE, NJW 1958, 1418. 
1! Deshalb insoweit richtig RüMEUN, ZfZ 1961, 207, wenn er den Wert d~ 

SchmuggelgutS für einen "strafrechtlich sachfremden Maßstab" hält. 
•• So aber offenbar STREE, DeliktSfolgen S. 101. 
s• Vgl. aber auch ScHÄFER, Niederschriften ltl S. 207. 
~s Dazu OLG Celle NJW 196~, 1381 f. sowie unten S. 358 ff. 

:u• 
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keinerlei Rücksicht auf den Wert der betroffenen Gegenstände und der damit 
verbundenen wirnchaftlichen Einbußen nehmen3

' 
37

• 

3. Freilich scheint die tat- und schuldproportionale Bemessung der Einzie­
hung oft daran zu scheitern, daß diese selbst nicht fle.ubel genug ist. Denn wo 
ein Einziehungsobjekt nicht teilbar ist~, bleibt praktisch nur die Wahl zwi­
schen Anordnung und Verzicht, und beides könnte im Einzelfall als unge· 
recht ersdleinen: das eine als zu scharf, das andere als zu milde. 

Doch am:h aus diesem Dilemma gibt es einen Ausweg, vorausgesetzt, daß 
man die strafweise Einziehung als Teil der Gesamtstrafzumessung betrachtet 
und dementsprechend auf die Hauptstrafe anrechnet. Dies geschieht bislang 
allerdings nur sehr zögernd. Soweit ersidldich,sind-von eu1igen frühenAus­
nahmen abgesehen59-bisher nur G ALLAs•n, GILSDORP41 und DIETR!CHS4

! sowie 
neuerdings ScHÖNI<E-SCHRÖDER'3 und ScHWARZ-DREHER44 für eine generelle 
Berücksichtigung der Einziehung bei Bemessung der Hauptstrafe eingetreten. 
Auch beim BGH finden sich jetzt Andeutungen in dieser Ridltung4a, während 

86 So hat das BayObLG NJW 1967, 586 die Eüuiebung einer FunkanJage ange­
sichts der geringen Bedeutung äer Straftat (gelegentlid1e Ausstrahlung launiger 
Musiksendungen in lokaler Empfangssdrke) und mit Rücksicht auf die persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse der beiden Angeklagten in Obereinstimmung mit 
dem Tatrichter zu Recht als nicht mehr schuldangemessen angesehen. Vgl. ferner 
O LG Kiel HRR 1936, 786 (Schmuggel von 11 silbernen Fünfmarkstücken durch 
Fahrgast des PKW-Eigentümers), OLG Hamm NJW 1962, 828/ 9 (Schmuggel von 
600 Zigarettenper PKW). Nach KG NJW 1953, 678 können u. U. auch Umstände, 
die an sich außerhalb der unmittelbaren Einziehungswirkung liegen, berücksichtigt 
werden : so die Befürchtung ostzonaler Sdlikanen, falls die Einziehung dort bekannt 
wird. Dagegen können die ulteressen Dritter am Erhalt des Einziehungsobjekts 
(Bürgen, Gläubiger usw.) keine Berücksichtigung finden: OLG Hamm MDR 1966, 
430; vgl. dazu auch unten S. 371. -Ober die Kriterien, die für die Bewertung der 
Tat und der Schuld maßgeblich sind, vgl. im ei02elnen den Abschnitt über die 
S:rafzumessungstatsachen bei ßaVNs, Strafzumessungsrecbt AT S. 331 ff. sowie 
ScHÖNK.E-ScHRÖDER, Vorbem. 51 if. vor § 13, je m. weit. Nacbw. 

37 Daraus folgt selbstverständlich auch die Pflicht des Richters, von seinem E r­
messen tatsächlich Gebrauch zu machen: BGHSt 19, 245 /256, OLG Köln NJW 
1965, 2359/ 60; das wird im Prinzip auch von BGH N]\V 1955, 1327 nicht in Frage 
gestellt, da dort die Einziehungsgründe auf der Hand lagen (PKW :Us Hilfsmittel 
bei Notzucht). as Vgl. dazu oben S. 307 f. 

39 Vgl. etwa HENKE, Criminalrech I (1823) S. 484; ferner BihiLER, Steuerrecht l 
(1927) S. 5 l1. •o Niederschriften IIT S. 212. 

~~ JZ 1958, 687. 41 AaO, S. 36 ff. 
43 ~ 40 Rdnr. 40, § 40 b Rdnr. 4; auch noch 13. Auf!., § 40 Rdnr. 18. 
' 4 § 40 Anm. 2. 
so Vgl. BGHSt 10, 337/8, wonach der Tatrichter bei Einziehung eines PKW auf 

Grund von Unfallflucht noch prüfen müsse, ob sie .nach den gesamten Umständen 
als Ergänzung der Hauptstrafe zur Sühne des Unrechtsgehairs der Tat unter ange­
messener Berücksichtigung der übrigen Srrafz wecke erforderlich ist"; sowie BGHSt 
16, 282/ 8, wo es für unbedenklich erklärt wird, die Härten der zwingend vorge­
schriebenen Einziehung nach § 401 RAO a. F. im Rahmen der Haupmrafe auszu-

Eir~zielmng ur11l ric:hurliches ~rmmcn 
3S7 

etWJ. S'l'REE
4
c einen Ausgleich über die Hauptstrafe nur i1\ Ausnahmefällen 

:.ulassen will. Soweit diese Zurückhaltunß damit begründet wird, daß der Täter roit dem 
~trafrechtswidrigen Einsatz seines Eigentums zusätzliche Schuld auf sich ge­
\;tden habe, kann das in dieser Allgemeinheit nicht überzeugen. Nicht nur, 
d01ß manche Delikte gar nicht anders als durch Einsatz eines gcgenstäudlicben 
u·lt · I 1- ~ 1 ·· ( B Wild · F ' b · b) h 1 aiuW.i"m:•S ..,egangen weroen .iOnnen ,z. . ere1, •UUA etne , o ne 
daß aber dabei dem wirtschaftljchen Wert des Werkzeugs irgendeine uurechcs­
oder sdluldsteigernde Bedeutung zukäme•'i; noch weniger wäre einzusehen, 
daß derjenige, der eigene Hilismittel verwendet, insgesamt schlechter weg­
kommen sollte als derjenige, der schlau genug ist, nur mit fremden Werk­
zeugen zu arbeiten. Soll hier die Einziehung und ihre Wirkung nicht zu einem 
Spiel des Zufalls werden, so muß sie aus ihrer Isolierung herausgelöst und in 
die Gesamtstrafu,messrmg bir.eingestellt werden. Denn erst die Gesamtheit 
aller Haupt- und Nebenstrafen bildet die Strafgröße, die in ein angemessenes 

Verhältnis zum Gewicht derTat und Schuld zu bringen ist
48

• 

Das bedeutet indes nicht, daß damit jede Einziehung automatisch auf die 

Hauptstrafe anzurechnen wäre. Vielmehr wird man auch hier je nach Art der 
Gegenstände differenzieren müssen. Bei den Tatfrüchten sdleidet eine An­
rechnung im allgemeinen schon deshalb aus, weil 1hre Einziehung ja gerade 
den Boden dafür bereiten soll, daß die Hauptstrafe überhaupt zur Wirkung 
kommen kann. Dagegen wird die Einziehung von TatObjekten und Werk­
zeugen regelmäßig zu berüd<sichtigen sein, wobei es freilich ganz von den 
Umständen des Einzelfalles abhängt, in weldlem Maße eine Anrechnung auf 
die Hauptstrafe in Betracht kommt. De lege ferenda wird sogar zu erwägen 
sein, ob nicht u. U. sdlon die Einziehung für sich allein ausreid1t, den kon­
kreten Strafzwed<en zu genügen: so etwa die Einziehung eines wertvollen 
RundfunkgerätS bei kurzfristigem Schwarzhören, die Einziehung des PKW 
bei einer gelegentlichen Zollhinterziehw1g. Nicht zuletzt, um hier eine maß­
gerechte und dennoch eindrucksvolle Strafrechtspflege zu erreichen, müßte 

daher audl die Einziehung als Hauptstrafe möglidl sein
41

• 

gleichen. Vgl. auch BGH VRS ~. 359/ 361 f., KG VRS 3, 125/7 und OLG Hamm 

VRS 32,32 f. 
•n Deliktsfolgen S. 101 f. 
41 Vgl. da1.u oben S. 355 f. 1~ Daher im Prinzip richtig GALLAS, Niedcrscnriften lll S. 212, "•onach der 

Richter ,.stets die insgesamt dem Täter aufzuerlegende Sühne im Auge haben" 
muß. Im gleichen Sinne einer Gesamtabwägung aller Tatfolgen jetzt aud1 ScHÖNllE­Sct~XÖOER, Vorbem. 87 f. vorS 13, Gsstu>S, JZ 1968, 393 und DIETRICHS, S. 38; vgl. 
ferner BRUNS, Strafzumessuogsrecht AT S. 252 ff. ilihnliche Vorstellungen lassen sich 
auch der neuesten Rcchtspredluog des BVerfG zum Verhältnis -fon Krimin:~.l- und 
Disziplinarstrafen entnehmen: vgl. insbes. BVerfGE 21, 3781388; dazu auch BAU­
MANN, JZ 1964,612 ff.; 1967, 657 ff. und OLG Oldenburg NJW 1968,2256 . 

., Vgl. dazu auch oben S. 115 f. 
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II . ., Gefahrangemessenhcir" der Sid1erungsmaßregel 

1. Angesichts der TatSache, daß der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
in erster Linie auf dem Boden des Polizei- und SicherheitSredm zur Ent­
faltung kam~0, war es nur eine Frage der Zeit, bis er auch im Bereich der straf­
reretlidJCil Sichentngssanktionen zur Anerkennung gelangen sollre$1 und 
schließlich auch bei den sichernden Eigent1emssnnktionen immer stiirke-re Be~ 
achtung fand5~. Auch vom Gesetzgeber ist er - ähnlich dem § 88 II AE -
jetzt immerhin insoweit anerkannt, als nach § 40 b II, III StGB bzw. § 10 II, 
I a OWiG Statt der vollen Einziehung auf weniger einsdmeidende Mittel 
oder auf Teileinziehung zu erkennen ist, sofern bereitS auf diesem Wege der 
Zweck der Einziehung erreicht werden kann. Allerdings handelt es sieb da-
bei weniger um eigendi<he VerhältnismäßigkeitSerwägungen (i. e. S.) aJs um 
Ausprägungen des ErforderlichkeitSprinzips. S<hon aus diesem Grunde kann 
die jer~ige Regelung nicht genügen"3

• 

Was nun näherhin die für die Verhältnismäßigkcitsprü.fung verbindli<hen 
Beurteilungskriterien anbelangt, so bieten hier die Sd1were der Tat oder der 
Grad des Verschuldeus naturgemäß nicht die sa<hgeredlten Ansatzpunkte. 
Denn da es bei den Sicherungsmaßnahmen weniger auf die Ahndung eines 
subjektiv vorwerfbaren Verhaltens als vielmehr auf die Abwehr kü.nftiger 
Gefahren ankommt, muß sich das AngemessenheitSurteil am Grad des Siche­
rungsbedürfnisses ausrichten: Je höher der Rang der zu sd1ützenden Rechts­
gü~er und je größer die ihnen aus dem Gegenstand drohende Gefahr, desto 
größere Einbußen erscheinen auch für den Eigentümer tragbar5

•. 

Es liegt auf der Hand, daß si<h auch hier das Maß des individuell Zumur­
baren kaum generell im voraus bestimmen läßt, sondern weitgehend von den 
Umständen des Einzelfalles abhängr. Wohl läßt sich aus der Qualität des 
An knüpfungstatbestandes und der S<härfe der Strafdr ohung in etwa der 

~a Näher LERCHE, übermaßverbot S. 24 ff. m. weit. Nachw. 
5• Vgl. im einzelnen WARDA, Dogmatische Grundlagen S. 147 ff.; eindringlich in 

diesem Sinne auch schon EXNER, Sicherungsmittel S. 7, 142. 
52 Vgl. BGHSt 19, 245/257; 20, 192, 253/6, OLG Celle NJW 1964, 1381/2, 

NdsRpfl. 1966, 131/ 2; SAx, in KMR, Vorbem. I c vor§ 430, ScHÖNKE-SCHllÖOER, 
13. Auf!., S 40 Rdnr. 15, § 414 IIl RAO 1961, § 39 Til AWG 1961. 

61 Auch soweit nach den genannte:l Vorsduiften die Berücksichtigung der Ver­
hältnismäßigkeit bei obligatorischen Einziehungsvorschriften ausgeschlossen sein soll 
(vgl. GöHLER und DREHER, in Sonderausschuß, V / 54. Sitzung S. 104j), ist dem­
gegenüber der Verfassungsrang des Verhältnismäßigkeitsprinzips geltend zu machen; 
vgl. dazu auch unten S. 36-1. 

54 EXNER, Sicherungsmittel S. 142 hat dieses Abwägungsverhälmis in die treffen­
de Formel gefaßt: nJe empfindlicher die Einbuße isr, die das Sicherungsmittel mit 
sich bringt, desto größer muß die Gefahr sein, welche die Anwendung der sichern­
den Maßnahme zu rechtfert:igen vermag." Vgl. auch OLG Celle NJW 1964, 1381 / 2 
und NdsRpfl. 1966, 131/ 2 sowie ScHÖNKE-SCHRÖOER, S -10 b Rdnr. 6, ScHWARZ­
DREHER, § 40 b Anm. 3. 
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Rang des Schutzgutes ablesen. Doch dieser ;1bstrakte Maßstab bleibt dann 
immer noch in Relation z.u setzen z.um wimdlafHichen \Vert des konkreten 
S.1nktionsobickts und sonstigen N lchteilen, die mit der Maßnahme verbun-
den w lren~. Selbst richterliche Präjudizien

54 
können dafür irnrner nur An-

haltspunkte liefern. -.!. l\uch hier hat die Unvcrhliltnismäßigkeit der Sanktion zur Folge, daß sie 
roiwc.lcr 'Äuf et.~en weniger cinsdmeidendeo Eingriff z.u beschränken ist"

1 

oJcr mangels derartiger Abstufungsmöglichkeiten ganz zu zmterbleiben hat. 
Dagegen ginge es nidJt an, eine an sich unverhältnismäßige und deshalb 

unzulässige Sicherungssanktion dadurdl auf ein erträgliches Maß zu bringen, 
d:~ß man sie auf eine etwaige Hauptstrafe anredmet. Zwar ist ein-z.uräumen, 
Ja{; .:~auch sonst zwisd1en Strafen und Maßregeln gewisse Wechselwirkungen 
,~ibt.. um auf diesem Wege zu einer vernünftigen Abstimmung sämtlicher 
DeliktSfolgen zu kommen~. Ob dies jedodl audl im Wege einer Anrechnung 
lkr geg~:nstandsbezogenen Maßregel auf die personbezogene Strafe möglich 
ist, c:r~d,eint schon wegen der Uoters<hiedlid1keit der Stoßridlrung sehr zwei­
fclhafP". Hinzu kommt, daß - anders als bei den freiheitsbeschränkenden 
Maßregeln - die eigentumsbezogene Präventivsanktion u. U . gar keinen 
r~1dich beachtenswerten Obelseffekt mehr enthält: so etwa dort, wo ver­
dorbene Lebensmittel zu vernichten sind oder Gegenstände unbrauchbar ge­
mad1t werden, die auf Grund ihrer Beschaffenheit fü r eine legale Verwen­
dung praktisch nicht geeignet sind (Falsd1münzen). Allenfalls dort, 
wo eine Si<herungseinziehung aus persönlichkeitsbedingten Gründen geboten 
Ulld damit auch ein personaler Bezug gegeben ist, ers<hiene eine Berücksichti-

gung d" Maß<'ll'l boi B•m'"""' •in« z"''".lid>on 5<.-af• """tba<. Dod> 
selbst hier bleibt zu bedenken, daß dies eine zweifelhafte Privilegierung ge­
gonüho< jon•n Einzi•hung•b"'ofl•n•n bodeu«n wü<d•, boi don•n m•ng•b 

Strafbarkeit keinerlei Anredmungsmöglicbkeit besteht
60

• 

$$ Als sonstige Werte, die neben den wirtscbaftlidlen Einbußen des Betroffenen z.u 
berücksichtigeil wären, kommen insbesondere auch die Grundrechte der Meinungs­
l!nd Kunstfreiheit in Betracht: vgl. BGHSt 19, 63/70; 20, 192, LG Harnburg NJW' 

t967, 582, Mü!.!.BR-RÖMER, ZRP 1968,7. 
51 

Vgl. etwa BGHSt 20, 253/ 6, m. Aom. )-{ENCSBERCER, LM Nr. 21 z.u § 86 
StGB : Abwägung einer zu Iandesverräterischen Zwecken benutZten Schreibmaschine 
gegenüber den beroflichen Bedürfnissen des Journalisten und den Resorialisierungs­
tüd<sichten (im übrigen fehlt es hier bereits an der Zwed<ta\•glichkeit der Sanktion: 
vgl. oben S. 276); OLG Celle NJW 1964, 1381 f. und OLG Harom N}\V 
1967, 1432: Wert des FernsehgerätS gegenüber Sicherung des Gebührenanspruchs und 
Gr~d der Wiederholungsgefahr. l nteressante Hinweise auf die bei der Abwägung z.u 
oetrachtenden Gesichrspunkte aucb bei HA&TUNC, Steuerstrafrecht, § 414 Anm. V. 

• 7 Da-z:u oben S. 273. u Näher dazu BRUNS, Strafzumessungsrecht AT S. 252 ff. 
6° Vgl. RG DStrZ 1918, 306 und ScHÖNKE-SCHRÖDER, Vorbem. 88 von S 13. 
GO Jedenfalls würde eine generelle Anordnung wohl dazu zwingen, demjenigen, 

bei dem eine derartige Antechnungsmöglicbkeit nicht besteht, eine entspredlende Ent-
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AngesichtS dieser Schwierigkeiten wäre daher bei Unverhi:iltnismäßigkeit 
der Sanktion eher auf diese zu venidnen, als daß man ihr mit einer frag­
würdigen Anredmungsaritb.metik abzuhelfen sucht. 

III. Zur Problematik der obligatorischen Einziehung 

1. Die bisherigen Ausführungen sind stiiischwelgend davon ausgegangen, 
daß das Gesetz bereitS von sich aus dem Richter ausreichenden Spielraum 
zur Berücksichtigung des Übermaßverbots gibt. Indes kennt das Recht der 
Eigentumssanktionen auch jetzt noch verschiedene Fälle, in denen die Ein· 
ziehung, Unbrauchbarmachung oder Gewinnabschöpfung zwingend vorge· 
schrieben ist~ und folglieb für richterliche Ermessenserwägungen irgendwel­
cher Art kein Raum zu sein scheint. 

Die Rechtsprechung hat mit diesen Fällen bekanntlich manche Schwierig­
keiten gehabt, wobei sieb freilieb der Schwerpunkt der Diskussionen immer 
wieder verschoben hat. Zunächst war der Blick weitgehend durch die Recht­
fertigungsproblematik der obligatorisd?en Dritteinziehung verstellt, so daß 
sieb die Rechtsprechung fast ausschließlich damit beschäftigte, durch Heraus­
bildung jenes bekannten Einziehungskatalogs wenigstens zu einigermaßen 
erträglichen Beschränkungen zu kommen8!. Daß damit die eigentliche E r· 
messensproblematik jedoch noch keineswegs allseitig gelöst war, zeigt die 
Tatsache, daß der BGH beim Vorliegen eines Dritteinziehungsgrundes durch­
aus an einem etwaigen Zwangzur Einziehung festhalten wollte63• 

In diesem Punkt konnte eine enrsmeidende Wende erst dann eintreten, als 
man über jene Drittverschuldungserwägungen hinaus auch die übermaßfrage 

sc:bädigung zu gewähren - eine kriminalpolitisch äußerst fragwürdige Konsequenz. 
Vgl. aber dazu auch unten S. 375 f. 

" Vgl. die Nachw. oben S. 52 Anm. 29 sowie S 73 I, 1I 1 StGB 1973. Zur frühe­
ren Entwicklung in dieser H.insictt vgl. oben S. 25 ff. und 35.-Auch in den Reform· 
entwürfen ist versc:biedendich noch ein Einziehungszwang vorgesehen: so etwa beim 
VerfaJI rechtswidriger Tatvorteile (§ 109 I, li E 1962, § 83 I AE), bei Einziehung 
unzüd!tiger Samen (§ 225 111 E 1962), uned!ter Urkunden und Falsd!geld (§ 318 111 
E 1962), Glüds.sspieleinridJtunger. (S 360 E 1962), staatsgeheimnisverkörpernder Ge­
genstände (§ 394 IV S. 2 E 1962), landes,rerräterisc:ber Abbildungen u. dgl. (§ 417 
III S. 2 E 1962). Generell für Einziehungszwang bei instrumenta und producta S 63 
GE BAVt.iANN; vgl. aber dazu aud! unten Anm. 81. 

Bt Stein des Anstoßes waren vor allem die rigiden Dritteinziehungsvorsd!riften 
des § 295 StGB a. F. und des § 414 RAO 1931, die das RG selbst dann glaubte 
anwenden zu müssen, wenn dem Eigentümer die in die Tat verwickelten Gegen­
stände gescohlen worden waren (RG R. 1, 223, RGSt 21, 39 ff.; vgl. ferner RGSt 
30, 413/5; 37, 15/ 6; 46, 131/7; 73, 289/ 292, RG JW 1936, 3202). Näheres über 
die allmähliebe Milderung dieser Regeln durch die Gesetzgebung der 30er Jahre 
und den Red!tferrigungskatalog der Nachkriegs-Rspr. oben S. 28, 36 f., 38 ff. 

ea So ausdrücklid! BGHSt 21, 66/8. In diesem Sinne etwa auch CREtFELDS, JR 
1955,403 f., FucHs, GA 1954,80 f. und wohl auch MANNHEIMER, DRiZ 1967, 383f. 
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mi< in J•n Bli<k nahm. Donn dami< wa< dec Ein<iohungozwang nid>< mcln 
nur ein Problem der Dritteinziehuog, sondern zu einem allgemeirlen Be-

•·. nllt:g5JirOblem geworden. 
j\uch hter entzündete sich die Frage zuerst an einem steuerstrafredttüc:ben Einzic­
huur.~~ebut: dem § -401 RJ\0 1931. der neben dem Sdtmuggelgut vor allem audt die 1'~nxid1ung der Beförderungsmind vorsd'lTieb, und zwar ohne Rüdtsicht darauf. in ~.-ldlcm Vcrhtiitnis deren wif&Sd'i7>ft1icher Wen zur objektiven und subjektiven 
o;,l1were der Anknüpfungstat st:md. Hierin hat wohl erstmals BussE eine Verletzung J~.., Rcdttsstaatsprinz.ips, speziell der Tat- und Schuldangemessenbeit, gesehen". 
Auch in der Rec:btsprcdtung wurde diese Verfassungsrüge bald aufgegrülen, zu­
nldtS1. vom LG Waldshut.115, dann aber aum von den OLGen Hamm" und Olden­
bur,•1. Der BGB indes, der von Anfang von der Verfassungsmißigkeit des S 401 
RAO ausgegangen waret~, konnte sidt auch dann noch nidtt zu einer generellen 
Verwerfung der obligatorisc:ber. Einziehung encsdtüeßen. Diese Zurülkhaltung war 
bestimmt von dem Gedanken, daß die als unangemessen angesehenen Einziehungs-
fo\g<n ,·od« "'~''!au6g no.> un•u""oi.h\i.h ~ion, .,,dom du<.h oino oin<ng<ndo 'l,ub~standsauslegung vermieden werden könnten°

0
; zudem bleibe der Richter letzt­

lich immer noch an das dem ei:lfachen Gesetz übergeordnete Verbot des Übermaßes 

gebunden10
• 

Immerhin war aber nunmehr anerkannt, daß der Richter selbst einem 

g••"z\id>on Einziohunß'ß'bo< nidu oinfad> blind zu g•ho<d><n b.aod>' ,. •• 
dern zuvor dessen Angemessenheit im Rahmen des Einzelfalles z.u prüfen hat. 
Von daher war es nur konsequent, dem Richter auch das Recht zu geben, die 
strikten Einziehungsvorschriften älteren Rechts den "geläuterten Recbtsan­
,.hauungon'· dec nouo«n G.,.ngobung an<UP""" und,;, d=<nßp<Od>•nd 

in Ermessensbestimmungen umzudeutenn. 

"' BussE, NJW 1958, 1417 ff. Vgl. ferner Gu.soOill', JZ 1958, 687 und MAlER. 
NJW 1959, 182 f., Scf!ÜRMANN, BB 1960, 493. Näheres zur folgenden Entwick· 

Jung bei RüMEL!N, ZfZ 1961,206 tf. eG LG Waidshut N.}\V 1959, 1248 L (ausfünrlicher in ZfZ 1959, 245): VB zum 
ßVerfG, das die Vorlage mangels Zuständigkeit zurüdtwies, da es sich beim S 401 
RAO a. F . um vorkonstitutionelles Recht handele: NJW 1960, 1563; vgl. ferner LG 

Waidshut ZfZ 1960,279 (VB zum BGH). •• OLG Oldenburg NJW 1960, 264 (VB zum BVerfG; durm den in Anm. 65 ge-
nnnoten Beschluß des BVerfG miterledigt); NJW 1960, 1976 (VB zumBGH; vgl. da­
zu BGHSt 16, 282/ 3); und sdlließüch OLG Hamm ZfZ 1962, 48 und 49. Zur Ver­
fassungswidrigkeit des obligatorischen § 123 BranntwMG OLG Hamm ZfZ 1963, 
111/ 3 (VB zum BGH) m. krit. Anro. RüMELlN ; abschlägig erledigt inBGHSt18,279. 

11 OLG Hamm NJW 1961, 192 (VB zum BGH; erledigt in NJW 1961, 1635). ~<~ Vgl. u. a. BGHSt 1, 35113 /6; 2, 311, 328/332; 3, 1; 7, 78; ß, 98; 10, 237; 

13, 399, BGH NJW 1961, 1635. " BGHSt 16, 282/6 ff., m. zust. Anm. KoHLHAAS, LM Nr. 1 zu § 414 a AbgO. 

70 Ebda. S. 290; ausdrücklid! bestätigt in BGHSt 18, 279. 

71 

BGHSt 18, 279/ 282, r.1. zust. Anm. KRuMME, LM Nr. 24 zu § 401 AbgO. 
Vgl. aber auch BGHSt 21, 66/8, wonach eine Umdeutung nimt in jedern Fall gebo-

ten sei. 
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Dem ist auch die übrige Rechtsprechung gefolgt7t, soweir sie dem BGH 
nicht bereits vorausgeeilt war73

• Freilich wurden dabei methodisch teils ver­
schiedene Wege verfolgt. Während sich ein Teil der Gerichte mit einer l'eclm­
analogm Umdeutung in Kann-Vorschriften begnügte7\ arbeiteten andere 
mehr mit einer gesetzesanalogen Anwendung der Härteklausel des § 295 II 
StGB15

• Doch dies ist nur das sekundäre Problem. Entscheidend bleibt das 
allenthalben zu beobachtende Bemühen, die obligatorischen Einz! 

schrifte:l so zu verstehen, daß sie auch den Bedürfnissen des Einzelfalles Rech­
nung zu tragen vermögen. Dieser Gedanke hätte kaum besser begründet wer­
den können, als es das OLG Celle getan hat: 

"Die Rechtsentwicklung ist mit der raschen Anderung der allgemeinen, 
insbesondere sozialen und wirtschaftlieben Verhältnisse fortgeschritten. 
Sie gebietet in immer zunehmendem Maße, daß die gericbtlicb.en Ent­
scheidungen nicht nach starren Grundsätzen ausgerithtet werden, son­
dern die immer unters2Uedlicher werdenden Verhältnisse des Einzel­
falles berücksithtigen. Nur bei einer aUumfassenden Würdigung des 
Einzelfalles wird eine Entstheidung als gerecht empfunden. Dies aber 
bedingt, daß dem Richter ein Ermessensspielraum bei ~einen Entsthei­
dungen bleibt, mit dessen Hilfe er die Entscheidung auf die Besonder­
heiten des Einzelfalles abstellen kann. "76 

2. Dies ist in der Tat das tragende Prinzip: Elastizität der gesetzlichen 
Einzieh~t~lgsregelungen im Interesse größtmöglicher Einzelfallgerechtigkcit11• 

n Vgl. OLG Celle NJW 1964, 138!, NdsRpfl 1966, 131, BayObLGSc 1965, 
15/9; 1966, 162/5 f., 176/180. 

73 So die in Anm. 65 bis 67 genannten Entscheidungen. 
74 So etwa BGHSt 18, 279/282, m. krit. Anm. RÜMELIN, ZfZ 1963, 218 (zu S 123 

BranmwMonG), BayObLGSt 196.5, 15/9 (zu S 13 LebMG); 1966, 162/5 f. (zu 
~ 20 FemmAnlG); 1966, 176/180 (zu§ 296 III StGB); so allgemein auch ScHÖNKE­
ScHRÖDER, 13. Aull., § 40 Rdnr. 13, § 295 Rdnr. 9. 

76 So etwa OLG Celle N]\'\1 1964, 138112 (zu § 20 FernmAnlG) und NdsRpA. 
1966, 131/2 (zu§ 13 LebMG), wobei das Gericht zu Recht davon ausgeht, daß die 
Härteklausel des § 295 II StGB unter dem »Betroffenen" nicht nur Dritte, sondern 
auch den Täter versteht (ebenso ]AGUSCH, LK, § 295 Anm. 2 b, NJETHAMM.l!R, BT 
S. 347, ScHÖNKE-ScHRÖDER, 13. Aufl., § 295 Rdnr. 8, WeLFER, S. 136; and. 
MsnscHKE, NJW 1953, 35<1/5); vgl. ferner BGHSc 9, 96/ 8, m. Anm. DtiNNeasn, 
JR 1956, 306 und ]AGUSCH, LM Nr. 3 zu § 245 a StGB, BayObLGSt 1957, 24/8 
(zu § 11 SprengstoffG a. F.), BayObLG LRE 4, 303/9 und HoL THÖFER-jucK.ENACK­

NtisE, LebMG, S 13 Rdnr. 43, ZIPFEL, LebMG, § 13 Rdnr. 2. 
78 OLG Celle NJW 1964, 1381/2 (zu § 20 FernmAnlG a. F.). 
17 N:1türlid1 darf diese nicht auf Kosten der Rechtssicherheit und Redmgleichheit 

gehen; denn der richterliche Strafausspruch ist ja nicht nur in seiner individuell­
punktuellen Wirkung zu sehen, sondern muß auch in seiner Horizontalen gegenüber 
Gleichschuldigen gerecht bleiben. Insofern darf die Einzelfallgerechtigkeit gerade 
auch im Strafrecht nicht verabsolutiert werden (eindrucksvoll dazu BAUMANN, in 
Summum Jus S. 116, 132 ff. m. weit. Nachw.). Hier kann es deshalb nur darum 
gehen, in dem bislang zu starren Recht der Eigentumssanktionen der Einzelfallge­
rechtigkeit überhaupt erst einmal den [hr gebührenden Platz :zu verschaffen. 

Emziebung und ridJttrlicJJes Eimrutll 

3(,j 

l'i<hl. •b ob ,bsolu« und obHga<o<i•<h• Sttafon niomal> oi nzol[allg"'"'' ,.;n 

l.<fton«•· Boi Mo<d '"'' wi<d dio lobooolang• P<cihcimrralo dW'O.au• rog<l· ,,:;,l.)i~; dit tat- und schuldgerechte Strafe scin1~- \\Od wo sie es nicht wäre, ~i.irdc man meist sdton durch entSprechend enge Auslegung der Mordmerk­
male um die Anwendung des ~ 211 StGB "herumkommen". Schon daran 

26<< ""' abo<, daß dio B.,eO.rigung abrolu"' S<n[on ,on oinO< gn>ndlogen· 
.;.,. 1'CimiS1< obb.ngt' nömliO. daß 1'« unJ s,,.[e ,O,on naci< ih<O< allgo-

"";"'" Q,.aUtJ< «nd G,.vi''' in einom gowi"'" Glci<hgowid>< auoi~U~ndo< 
od<m· D>"' i>t iod" nu< don gegeben, wo neben den K<ito<ien d« 'fa< au<h 
die An und d"' Au•maß du obligaw<i,<hen Suaie von vomh"'oin oindou<ig 

fbbtchcn. D" mag außu bei S 211 S1Gß violleid>< ood> bei d« Ab.,.konouog do< Ei-

döfihigkoi< (\ 1bl S.CB) d« fall geW"'" ,oin
3

; donn in boidonfällen ;,. 
die >"'"Iid> v•llig vorlixi«toSrrafo dio Roakcion auf eine .hwO<oroäßig kon· 
g<u<n" 'fa<. Von don Eig<n<u..,,.nk<ionon hingogon läß< ,;d> dM ni<h< in 
Ji<>" Al\gorodnhoi< ,.,..,. Di" vo< allom don ni<h<, wo dio Einaiohung in 
rorrn einer Generalklausel für eine ganze Kategorie unter sich verschiedener 

'fa~b<;rilndo vo<g"ohen i,., wie di" o<Wa bol don §§ 401, 4H RAO 193\ 

?öonders augenfällig war. Dod> .,lb" don. wo dio Ein2iebung an cinen b<;cimro<On Ein201ta~b=nd 
gokoüpft wi<d. wio dao hou<O moi>~ d01 Fall ;,., ,,.h, '"" d" Einuin d« 
!>anktion im vorhinein fest, nicht dagegen ihr Ausmaß; denn dieses hängt ent­

.J<oidend vom wito;<haftli<hen Wo« d" koo\uo< beuoffonen Gogen".nd.s 
ab, ohne daß dom jodod> oin g<öß«" od" gorinß'"' Maß von Unto<h< odo< 
Schuld esmprcd1en müßte80 • l nsofern bleibt die Einziehung bis zu einem ge­
wissen Grade immer zufallsbedingt und damit auch fiir den Gesetzgeber rm­

bmd>onba,, Dem ;" nu< dadn<<h 20 bogoguon, daß d"' G"'"' dom Ri<h· 
'" gonügond Spiol~aum läß<, nm dio ab,uak<O Sanktio.,and<ohung don 1k 

dürfnissen des Einzelfalles anzupassen. 3. Auf welche Weise das im einzelnen zu verwirklichen ist, ist im wesentli-

chen eine Frage der Zweckmä.~igkeit. 
Soweit es um die strafweise Einziehung geht, kommt praktisch nichts 

ond«" ah oio< E<m"''""'gdungin F<a&'· Donn di" ;,. ,.,oife\lo• do< cin­
[o<h•to Wog, um dun!> oino ca<&«•<h" B"d"änkung d« Ei02iohung "lb" 
oder durch Abstimmung mit der Hauptstrafe den Erfordernissen der Tat-

und Schuldangemessenheit Rechnung "l.U tragen
8

' . 

•~ Vgl. BA~NN, aaO, S. t:H, aber audl SARSTEDT, in Verhandlungen des 41. 

D.fl', Bd.ll D, S. 42. 
1

0 Doch selbst da ist der Absolutheiucharaktcr heute höchst umstritten; vgL im ein-
zdnen RoJON, JZ 1965, 558 ff. und ScHöNU-SCHRÖDl!R, § 161 Rdnr. 3, je m. weit. 

Nachw. 
so Vgl. dazu oben S. 355 f. BI Vgl. im ein1.elnen oben S. 352 ff. Anders § 63 GE BAUMANN, der jedoch crotz 
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Bei den sichernder~ Eigenrumssanktionen hingegen kommt es vor allem auf 
die Möglichkeit der konkreten Feststellung des Sicherungsbedürfnisses an. 
Gesetzliche Gefährlichkeitsvermutungen sind, weil zu grobmaschig, grund­
sätzlich abzulehnen. Falls ma:1 zur Entlasrung des Richters dennoch nicht 
darauf verzichten zu können glaubt, muß zumindest der Gegenbeweis der 
konkreten Ungcfährlidlkeit zugelassen werden8~. 

Soweit auf diese Weise sichergestellt ist, daß jedenfalls die Erforder!kh " 
ieit und Ge~ignetheit der Maßnahme für eine konkrete richterliche Prüfung 
offensteht, bestehen keine Bedenken, im übrigen die Einziehung zwingend 
vorzusehen, so etwa, wie dies jetz-t durch die Bindung zwingender Son· 
dervorschrillen an die Einziehungsgründe des § 40 Il, III StGB bzw. des 
§ 18 II OWiG geschehen ist6~. Freilieb bleibt auch daneben noch das Ver· 
hältrusmäßigkeitsprinzip i. e. S. zu beachten. Soweit dies nicht bereits un· 
mittelbar über die § 40 b StGB, § 20 OWiG möglich isc84, wird unmittelbar 
auf das verfassungsrechtliche übermaßverbot zurückzugreifen seinS.\ 

Entsprechendes gilt für die Ausgleichs-Einziehung. Auch hier bestehen 
gegen einen Einziehungszwang so lange keine Bedenken, als jedenfalls die 
Peststellung des auszugleichenden Gewinnes in die Hand des Ridlters gelegt 
ist. 

Freilich kann es auch hier FälJe geben, in denen die Abschöpfung den Be· 
troffenen unverhältnismäßig hart treffen würde: etwa dort, wo die Gewinne 
nur auf einem leichten Gesetzesverstoß beruhen und inzwischen restlos ver­
braucht sind, oder in ein Unternehmen investiert wurden, das bei rückwirken­
der Entziehung der Gewinne in seiner Existenz gefährdet würde88• Daher 
muß auch hier der Richter durch eine entsprechende Verhältnismäßigkeits­
oder Härteklausel, wie sie beispielsweise§ 8 II WiStG 1954 bietetl'7, den Um­
ständen des Einzelfalles Rechnung tragen können. 

der obligatorischen Fassung seiner Einziehungsformel keinesfalls die Berücksichti­
gung der Tat- und Schuldangemessenheit ausschließen will (vgl. ßAUMANN, Kleine 
Streitschriften S. 102). 

r- Vgl. zum Ganzen oben S. 265 ff. 
88 Vgl. § 40 IV StGB bzw. § 18 I i. V. rn. li OWiG. An diesen Gru.ndsänen wird 

man auch in den abweichenden R!!ßelungen der §§ 101 a I 3, 109 k I 3 StGB bzw. 
§ 24 I 2 KriegswaffenG nicht vorbeikommen, wenn man nicht mit dem Obermaß­
verbot in Konflikt geraten will. 

a• Vgl. oben S. 353 mit Anm. 20 und S. 358 mit Arun. 53. 
85 So wohl auch ßAuMANN, AT S. 731, ScHÖNKE·ScHRÖDRR, § 40 b Rdnr. 2; 

vgl. aucll ScHWARZ· DREHER,§ 40 b Anm. 3 sowie oben S. 353. 
sa Vgl. auch GöHLER, in Sonderausschuß, V / 28. Sit zg. S. 547/ 8 sowie V / 54. Sitzg. 

s. 1016 f. 
87 Vgl. dazu BayObLGSt 1954, 79/ 80 f.; 1957, 162, 227 (aber aum 1951, 626 ff.); 

EBISCH, WiSrG, S 8 Rdnr. 10 . .i\hnüme Härteklauseln sind auch in den S 73 c StGB 
1973, § 111 E 1962 und§ 86 AE für den Verfall redltSwidriger Vermögensvorteile 
vorgesehen. 
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§ 20 DlE EN'fSCrli\DIGUNG 

AI V bersic:ht ilber die gesetzlichen Entschädig1mgstypen 

Obgloid> du Gedank• oino< Enud>ädigung dos Ei.,.iohung.ho«off"'"' 
,.h.,n im f<ühoo \ 9. ]ah<hu"do<t auf,.u<h«', b.aud>« ,.in• p.ak<i.<h• V«· 
wirklichung doch noch geraume Z r.it. Zwar finden sich bereits um. die Encste· 

bungmi< dos S<GB vminzol<• B.uimmuoga>, in dtn<n bei Verni<h.ung nd« 
Unbo>.ud<b.nna<hung bosrimm«< Gogon.,Knd~ Uub.,nnd"' .,u<hon vo<dä<h· 
<it<O' 'fio«, dom lloaot!onon oin En~<hKdigunß''"'P"'<h zu«kannt wi<d' . 
Doch hat wohl erstmals der Entwurf KAHL 1930 diese Frage auf eine allge­
"'''""" Grondlagt zu "'Uon .,.,u<ht, indom " dom p,;noigon<üm« voll• 

f .ntschäd.igung aus der Staatskasse zusprach (§ 52 111 2)
3

• 

(,cserzliche Anerkennung haben freilich auch diese Bemühungen erst in § 9 
V der VerbrauchsregelungsstrafVO 1941 gefunden, und zwar in einer Ent­
.n.>digunß'<Ogelung, dio nad< ihm übmahm• in dio § 44 WiS<G 1949 und 
Sn OWiG 1952 dann bi• in dio jüng•" Zei< dM O<dnunß'widrigkci«n<odo< 
bo:lwm<htn ,;ollto'· Jh« konnzoid>nondon M«kroalo \o<><andon da.in, daß ,;, 
nioht dom D<imigontiimO<, wndom lodigli<h etwaigon D<inb«t<h<igten (z. B. 
Phnd- und Hypnthokongläubigom) oinon Enud<ädigunß'an•p<u<h zubilligt<', 
doch audl diesen nur, sofern ihnen kein Feblv·erhalten (Tatkennois oder Vor-

\e:l aus der Tat) vorzuwerfen war. :Ein ganz anderer Entschädigungstyp kam mit dem durch das 1. StAG 1951 
eingefügten§ 86 ll in das StGB' . Hier war- im Gegensatz zum OW1G-zwar 

1 

So etwa bei fuNKE, Crimina\recht 1 (1823) S. 4ß4 (vgl. oben S. 273 Anm. 107) 

und L\1Dl!N, in WusttE, Rechtslexiken II (1ß40) S. 931 ff. 

1 

Vgl. z. B. § 3 RinderpestG vom 7. 4. 1869 und §§ S7 ff. ViehseuchenG vom 
23. 6. 1SS0. Weitere Nachw. dazu bei DR.E\\s-WACKE, Allßemeines Polizeirecht 
S. 423 f. 3 Zur Vorgeschichte dazu WoLVER, S. 2& ff. 

• t.inen frühen Vorläufer könnte man übrigens bereits in der sehr ähnlichen 
Verhllsentsdlädigung nach§ 3 der EinfuhrregclungsVO vom 22. 3. 1920 sehen. 

5 

freilich ist einzuräumen, daß diese N ichtberütksichtigung des Dritteigentümers 
(Ei"'olhoi«n d"• boi Ronnc, OWiG, I 23 Rdo<. 2 m. woit. N•dow.) toilw•i" 
dadurch bedingt ist, daß das OWiG 1952 die Einziehung von Dritteigenturn ohne· 
hin nur bei Quasi-Verschulden des Eigentümers kannte (~ 19) und damit grund­
S:..itzlid! die Ausschlußklausel des § 23 I durchgreifen würde. Wie jedoch die Härte-
1..\auscl im neuen § 24 lii OWiG zeigt, muß der Entschädigungsausschluß bei der 

,.srrafähnlichen" Dritteinziehung nicht unbedingt zwingend sein. 
• Da dies die einzige Entschädigungsregel innerhalb des SrGB war, fand sie auch 

in anderen Einziehungsfallen teils ausdrütkliche (§§ 98 11, 101 11, l:l+ b 1, i09 i Il, 
Hl c li StGB a . P.), teils analoge Anwendung (vgl. BAUMANN, AT, 4. Auß., S. 657, 
J•o•"'"' LK, I 40 Juom. I 2. ScaöN,..SeK<ÖO"• \3. Auft., I 40 Rdn<. 20, I 86 
Rdnr. 12, STREE, Deliktsfolgen S. 126) . And. OLG Harnburg N JW 1953, 1645, wo· 
nach in § 86 Il StGB kein das Scrafredlt beherrsmendes Prinzip zu sehen sei und 
deshalb eine E.rstretkung auf andere als die dort vorgesehenen Fälle abgelehnt 

wird. Vgl. auch oben S. 29. 
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einerseits nur an den DrirccigmWmer gedad1t, und selbst an diesen nur, 
fern ihm der eingezogene Gegenstand zur Zeit der Tat gchörte7• Doch 
andererseits die Ausschlußklausel hier insofern enger, als die Entschädigunc 
nicht bereits bei bloßer Erkennbarkeie der einzichungsbcgrür.denden Tat, son· 
dern nur dann ausgeschlossen sein soll te, wenn sich der Betroffene im Zu­
sammenhang mit der Tat auf andere Weise, z. B. durch Begünstigung od~r 
unterlassene Anzeige8, .,strafbar" gemacht hatte. 

Ein wiederum anderes Emsclüidigungskonzept liegt der dem § 119 E t 96Z 
folgenden Regelung der nunmehr geltenden§ 41 c StGB und § 24 OWiG zu­
grunde'. Hier wird nun erstmals sowohl der Dritteigentümer wie aum derjeni­
ge, dem besmränkte dingliche Remteam Einziehungsobjekt zustehen, grund­
sätzlim als entschädigw1gsberechtigt anerkannt. Allerdings aud! hier nur unter 
dem Vorbehalt, daß ihm kein Quasi-Mitverschulden an der ein7.iebungsbegrün­
denden Tat vorgeworfen werden kann. Als AussdJlt~ßgründe fungieren dabei 
im wesentlichen die gleichen Klauseln, wie sie nach § 40 a StGB bzw. § 19 
OWiG zur Begründung der "strafäbnlichen" Dritteinziehung dienen. Überall 
dort, wo also dem Betroffenen eine quasi-schuldhafte Beilülfe, Ausnützung 
oder Vereitelung der einziehungsbegründenden Tat vorgeworfen werden 
.kann10

, ist auch eine Entsmädigung ausgeschlossen11
• 

An sich käme danach eine Entschädigung praktisch nur bei einer rein si­
dJerungsbedingten Dritteinziehung in Betracht. Und in der Tat war dies die 
Position des § 119 E 196211• Doch dies erschien dem Gesetzgeber des 
EGOWiG offenbar ZU hart. Deshalb soll nam § 41 c III StGB und§ 24m 
OWiG selbst bei Vorliegen eines der :wvor genannten Ausschlußgründe eine 
Entschädigung jedenfalls dann gewährt werden, wenn ihre Versagung eine 

7 Um dieses harte Ergebnis zu vermeiden, sollte S 86 II StGB a . F. nach ScuöNKE­
ScHRÖOER, 13. Aun., S 86 Rdnr. 11, ScHWARZ-01\BHER, 29. Auf!., § 86 Anm. 2 c 
und wohl auch ]AGuscH, LK, § 86 Anm. 7 auf die nachträglichen Erwerbsfälle zu­
mindest analog anwendbar sein. 

8 Vgl. ]AGUSCH, LK, § 86 Anm. 7, ScHWARZ-DilEHJ!R, S 86 Anm. 2 c. 
l Zuvor war nllerdings § 119 E 1960/ 62 u. a. auch schon durch§ 414 b RAO 1961 

und § 41 A WG 1961 vorweggenommen werden. 
to Näher zu diesen Fehlverhaltenskriterien oben S. 222 tf. 
11 Darüber hinaus soll nach § 41 c Il Nr. 3 StGB und § 24 II Nr. 3 OWiG eine 

Entschädigung ferner dann ausgeschlossen sein, wenn die dauernde entschädigungslose 
Entziehung der Sad1e bereits nach sonstigen außerstrafrechtlichen Bestimmungen 
zulässig wäre: so z. B. nach S§ 200, 200 a RAO n. F., §§51 b, 51 c BranntwMonG 
oder nach polizeilichen Siche.rstellung.;vorschriften (vgl. dazu die Nachw. oben S. 9 
Anm. 24). 

Jt So etwa audt § 414 b RAO 1961 und § 41 A\Y/G 1961. Audt der AE steht im 
pra.ktisdten Ergebnis auf dem gleidten Standpunkt, wenn er, obgleidt grundsätz· 
lich nur die Sidterungseinziebung zulassend (S 88 I), dem Dritten eine Entsdtädi­
gung für den Fall verwehrt, daß er sidt "im Zusammenhang mit der Tat auf andere 
Weise strafbar gemadtt hat• (§ 91 I) . Wenn man sid1 dabei samlieh an die engere 
Aumhluß-Formcl des § 86 JI StGB angelehnt bar, so geschah das vornehmlich aus 
prozeßökonomischen Gründen; vgl. AE Begr. S. 167. 
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v;Uigt 11;;"' bedw«n würde. Dam;, i" .,.,mab ao<h für die f'l\' quMi­
sdsuhlhaf\cn Drittverhaltens die Möglichkeit einer EntschL\Jigung ancr-

1\iw d<·< "'"""did><n Vor,üge di"" Neu«go\ung i" •id><di<h datin zu k•nmu. 
"~on, daß •ie ein" kaum na<h emägli<hen Re<huunglei<hh~< auf di"em 
Gtbk< ein Ende betei<o< ha<- Do<h kann in de< Sn<he ou<h di"e Konupcion 
r.idlt .oll befriedigtn - Ni<h< our. doß dur<h die - bewnßre od« unbe­~"'ß" - Au"id><ung an ein" mehr oberllädilid>en K.,ui,tik dM lllid<feld 
•on roroohordn """'' wurd<. Au<h ha< man boi dor Gleid>behandlung 
,.,,O,ied''"" Fiille offenba< nid>< imn>" b<motk<, daß di"' in Wirkli<hkei< 
oidn glei<hgdage<< und dahor na<h un<e<'<hiedli<hon !Vi"rien zu beur<eiloo 
,;nJ Eben.owenig dürfte die •••· .fehle<bofte" Dri«~naiehuug b"eiu dio ~,.duung crfahten hab<n, die ihr in einer umfa,.endon Enu<hädigunG'· 

rq;dung zu schenken wäre. An~cO<hu die"' grund•ä<ali<hen Bedenk'" wäte " wenig •innroll, hiot 
Ii\ eine punktuelle Analy" de< einzelnon Vn<'du-illen einauue<On- Um au 
.:incr Ge~umtsicht der Problematik zu ttommen, erscheint es vielmehr ange­
budn, die für die Enud>ädigong w<'endid><n G"id>upunk« he.-.uoau­
, ,,·llen, um im ßlid< datauf die wid>tigo<en d« in Frage owhooden Enu<hädi 

&\tngsfä\\c zu erörtern. 

lJ) Entschädigungspflicht a1~s Art. J 4 111 GG 
I. Grundsätzliches 

Die bisherige Behandlung der Entsdlädigungsproblematik scheint nicht zu­
tcc-tt darunter gelitten z.u haben, daß man zwei Fallgruppen nicht klar genug 
au<eina.,de<gohalron hat' cineneiu die Fälle, in denen eine ,,.f,.,unG'red>t­
li<he, au<h den G.,.~agebot bindende PPi<ht <U oine< Enud>ädigung d<' Ein­
>iehunG'be<toffenen be<teht; ande<et<eiU die Fälle, in denen di"' Enud>ädi­
ll""ß ledigli<h au• ß""'"'" Billigkeitoe.-wägungen gowäht< wird". In Im­
""'" Fall wied de< Ge"ngebcr ~"' woi1gehende Ge<tohun!l'feeiheit haben­
Wo dagegen eino Plli<ht aut Enud>ädigung bo;teh<- und .!Iein darum ooll 
es hier ?,un~\chst gehen -, bleibt auch für Ausschlußklauseln kein Raum. 

•• Vgl. aber d:~.zu auch unten S. )75. 

14 

'ßezeidlnend für die dogmacisd1e Unsidterheit ist nicht zuletz.t die terminolo-

•'""' un.mirl<, mi< dot dio ,_,,d>ädigungucgol" <Oilw<i" begründet wotdcn' " 
o<w• wonn von , ontoignungoihn\i<hon Eingriffen' die Rod< '" (Ro""'• OWiG, S 2l 
Rdn<. I, z.,,,,., NJW 1954, t 146 b>gl. dor .m•f;hn\i<hcn' Oriuoin>iehung), 
,mli<h< '"' Art- 14 !!1 GG votwi•"" (Amtl. Bogr. ,u S25 Kri•g•••"""G, BT -On. Nt. 
lll/1 589) odo< dio Enud>ädigun"""""''" •" ,Auolöbrun&"'"""'ift au Art· 14 GG • 
godoo<« wiod (Sc••'"'"'"' N~don<hoiOon lli S. 286); ibnli<h Gö••"• QWiG, 
S 24 Mm- 2, ' ' ""'"·D«•"• S 41 e Anm. t; do~ ob di" wirkli<h imm« im 
Sinne einer unabdin~;baren Entsdilidigungspflidlt gemeint ist, bleibt offen. 
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Die frage nach den Fällen, in denen der Staat von Verfassungs wegen zur 
Entschädigung des Einziehungsbetroffenen verpflichtet ist, ist im Prinzip sehr 
einfach zu beantworten: Eine derartige Pflicht besteht überall dort, wo die 
Eigentumssanktion in Zielsetzung oder Wirkung als technische Enteignung 
i. S. des Art. 14 III GG, als "enteignungsgleicher'" Eingriff oder als ein son· 
stiges Sonderopfer i. S. des Aufopferungsrechts anzusehen ist1

G. Die eigent· 
liehen Schwierigkeiten beginnen daher bei der Prage, wann eine derartige 
Identität von Einziehungs- und Enteignungst:ubestand anzunehmen ist. Dies 
ist im Grunde die gleiche Frage, die uns bereits bei der umstrittenen Abgren­
zung der Einziehung gegenüber der Enteignung eingehend beschäftigt bat1•, 

so daß es hier genügen mag, aus den dort gewonnenen Ergebnissen die für die 
Entschädigungsfrage wesentlichen Konsequenzen zu ziehen17

• 

Danach lassen sich hier folgende allgemeine Feststellungen treffen: Von 
einer Enteignung oder einem sonstigen entschädigungspflichtigen Eingriff 
kann von vorneherein nur dort die Rede sein, wo die Sanktion sich gegen ei­
nen Gegenstand richtet, der noch von der Eigentumsgarantie gedeckt wird; 
denn Art. 14 III GG geht von einem im Zeitpunkt des Eingriffs noch schutz­
würdigen Recht aus. An dieser Schutzwiirdigkeit fehlt es insbesondere dort, 
wo der Eigentümer hinsichtlich des betroffenen Gegenstandes seinen Grund­
redmschutz verwirkt hat. Demgemäß ist eine Entschädigungspt1icht jedenfalls 
gegenüber solchen Sanktionen zu verneinen, die ihre verfasrungsrechtliche 
Rechtfertigung gerade darin finden, daß der Eigentümer auf Grund ver· 
wirkungsbegründenden Mißbrauchs des betroffenen Gegenstandes sein Ab­
wehrrecht gegenüber dem Staat eingebüßt hat. 

Es wird kaum überraschen, daß im Hinblick auf dieses Kriterium bereits 
die Ha"ptmasse aller Eigentumssanktionen aus dem Bereich der Entschädi­
gungspflicht ausscheidet. Denn wie bereitS in unserer verfassungsrechtlichen 
Grundlegung, wie auch bei Begründung der einzelnen Sanktionstypen, näher 
dargetan, beruht nicht nur die tätergerichtete Einziehung auf dem Ver­
wirkungsprinzip, sondern auch die sicherungsbedingten Eigentumssanktionen 
lassen sich zurückführen auf einen straf rechtlich umschriebenen, gemeinwohl­
widrigen Eigentumsmißbrauch, für den gegebenenfalls auch der tatunbetei­
ligte Dritteigentümer nach den Grundsätzen der Störerbaftung einzustehen 
hat18• Gleiches triffi. für die auf Reparation des Tatschadens ausgerichtete Aus-

u Dies dürfte, da sich aus dem Wesen dieser Tatbestände ergebend, im Grundsatz 
kaum :z.u bestreiten sein: so denn u. a. auch GrLSDORF, ]Z 1958, 645 ff., KRÖNER, 
NJW 1959, 83, ScHÖNKE·SCiiRÖDER, § 41 c Rdnr. 1, STR.E.E, Deliktsfolgen S. 125. 

16 Oben S. 155 ff. Zum Gesamrverstiindnis des hier vertretenen Standpunktes vgl. 
aber auch die dortigen Ausführungen unter S. 170 ff. 

11 Auch zu den abweichenden Auffassungen findet sich Näheres oben S. 157 ff., so daß 
hier auf eine nochmalige Aurrollung des Meinungsstandes verzidnec werden kann. 
Zudem bleibt zu bead!ten, daß die Diskussion nicht selten ein schiefes Bild bietet, 
weil der Blick :z.u eng auf bestimmte Einzelfälle gerithtet blieb. 

te Ganz in diesem Sinne wird etwa auch gegenüber dem polizcirednlichcn Störer 
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l)cicheinziehung z.u. Nicht zuletz.t wird die "scrafähnlichc" DritteinziehUJlg 
un Prinzip hierher z.u redmen sein; dies allerdings nur insoweit, als in den 
vun den Verwerflichkeitskhuseln umschriebenen Handlungsweisen ein hin­
rcidlend manifestiertes mißbräuchliches Verhalten des Dritteigentümers ge-

sehen werden kann
1
g. Da in al\ diesen Fällen eine Entschädigungspflicht zu verneinen ist, kommt 

;oUcnfa1ls nod-1 eine Billigkcitsennffiäc\igung in Betracht (unten C). 

11. Die entsehädigungspflichtigen Fälle 

1 Darnit bleiben für den Bereich einer verfassungsrechtlich gebotenen Ent­
sdlädigung nur noch einige Grenzfälle übrig. Dazu gehören insbesondere die 
b..:schränkt dinglidlen Drittrechte, mit denen das Einziehungsobjekt belaste~ 
i~t. Sof ero diese Redlte allein wegen und infolge der Einziehung oder Un­
br~udtbarmachung des SicherungsobjektS mit untergehenao oder sonstwie be-
c ntriichtigt werden'\ dürfte darin regelmäßig eine Enteignung oder zumin­
liest ein enteignungsgleicher Eingriff zu sehen seint~. Denn sofern die Bigen­
turnssanktion primär auf den das Drinrecht tragenden Gegenstand gerichtet 
i~t, die Mitvernichtung des Drinrechtes also lediglieb eine der Sacbeinziehung 
zwar förderliche, an sich aber unbezweckte Nebenfolge darstellt, sind alle 

ttne cntcignungsrednliche Entsdlädi.gungspflicht allgemein verneint: vgl. u. a. BGHZ ~. 144/151, BGH DVBl 1953, >67, OVG Koblenz NJW 1956, 886/7, Duws­Vhc~r. Allgemeines Polizeirecht S. 467 f., FoRS1"HOFP, Verwaltungsrecht AT S. 321, 
1\.ÖNIG, Allgemeines Sicherheitsrecht s. 443, s ... Ml'Ell, Bayer.PAG, Art. 51 Rdnr. 2 
sowie Quo\RtTSCI-1, DVB\. 1959, 455 m. weit. Nadlw. Die weitergehende Ansicht von 
l&RCJIE. Dberm:lß S. 136 f., wonach u. U. auch dem Störer ein Entschädigungsan­
;,-prudl zustehen könne, wird bei den auf Strafredltsverstößen beruhenden Einzie· 

ltungsfällen der hie.r in Frage stel-.enden Art kauro praktisch werden. 

18 
Näher dnu oben S. 224 ff.; vgl. auch unten S. 371 f. 

!O So die bisherige Praxis und Lehre: vgl. S 415 S. 2 RAO :1. F., § 22 S. 2 OWiG 
1952. ferner BayObLGSt 1961, 277, OLG Harnburg NJW 1953, 1645, H. ARNDT, 
NJW 1957,856, FucHs, GA 1954,83, HEssE, Nj\V 1954, 1242, ScHöNttE·ScHRöDER, 
13. Aufi., § 40 Rdnr. 41, STJUlE, Deliktsfolgen S. 120 f.; ebenso § 117 1 2 E 1962, ~ 90 I 2 AE. - Demgegenüber sollen nach den neucn § 41 a 11 StGB und S 22 ll 
OWiG die Redm Dritter am Ein"Z.iehungsobjekt grundsätzlich bestehen bleiben. ln-
,ics ist dieser Grundsatz dadurth wieder erheblich eingeschränkt, daß bei sicbemngs­
weiser Einziehung auch das Erlösd:ten der Drittrechte zwingend anzuordnen ist, bzw. 
dieses bei entschädigungsausschließendem Fehlverhalten des Drittberechtigten fakul­
t ativ angeordnet werden kann (jeweils S. 2 und 3). - D:1gegen sollen beim Ent­~clt- und Gewinnver fall die Drittrechte generell bestehen bleiben; § 112 I E 1962, 

§ 871 2 AE. ~1 So durch die mit einer Unbrauchbarmachung verbundene Einbuße an wirt· 

1dlaA:lichem Sitherungswert. :'! Letzteres wird insbesondere dann anzunehmen sein, wenn die Vernichtung des 
Drittrechtes bei Einziehung des Gegenstandes nicht mitbezwed<t war, es also an der 
für die Enteignung wesentlichen bewußten Zielsenung fehlt; vgl. oben S. 163, \64. 

2-l E.str, Sanktionen 
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wesentlichen Enteignungskriterien gegeben. Anders als bezüglich des belaste­
ten Gegenstandes erschöpft sich nämlich die Entziehung des Drittrechts nicht 
in einer nur negati"l' depossedierenden Zielsetzung; "l'ielmehr wird das Dritt­
recht gerade um der Einziehbarkeie des belasteten Gegenstandes willen ge­
opferc!S und damit insoweit einer positiven sozialnützlichen Funktion dienst­
bar gemach~4• 

Das ist audt dort nicht anders, wo die Einziehung des bela.m:ten Gegen 
s-..andes aus Sichwmgsgrii11dcn erfolgt. Denn das vermag nichts da.ran zu än­
dern, daß die Entziehung des Drittrechts nicht einfach aus der Zulässigkeit der 
Grundeinziehung gerechtfertigt werden kann, sondern ihrerseits der Begrün­
dung bedarfu, aus der Gefährlichkeit des Einziehungsobjekts jedodl keines­
wegs ohne weiteres auf eine entsprechende Gefährlichkeit des daran bestehen­
den Drittrechts geschlossen werden kannu. Solange dieses nicht selbst eine 
Störungsquelle darstellt (z. ß. als Anstiftungsmittel), ist an seiner eigensrin­
digen Schutzwürdigkeit nicht zu zweifeln-t0• Ahnlieh würde man den Zweck 
des Drittrechtes als eines dinglichen Sicherungsredm völlig verkennen, wollte 
man den Drittberechtigten sdllicht auf seinen persönlid1en Anspntch verwei­
sen27. Daß dieser u. U. bei der Höhe der zu gewährenden .Entschädigung zu 
berücksidnigen sein wird, ist eine ganz andere Frage. 

Indes sind diese Feststellungen keineswegs so zu verstehen, als ob in der 
Entziehung von Drittrechten in jedem Falle ein entschädigungspflidniger Ent­
eignungstatbestand zu sehen sei. Auch hier sind vielmehr Fälle denkbar, in 
denen bereits der Erwerb des Drittred)ts als mißbräuchlid) anzusehen ist und 
daher nach allgemeinen Verwirkungsgrunds:itzen von der Eigentumsgarantie 
nicht mehr gedeckt sein kann: so insbesondere dann, wenn das Drittrecht 
praktisch der Vereitelung der Sacheinziehung dienen soll28 oder von hehleri­
schen Zielen bestimmt ist". Hier fehlt es an der für die Enteignung wesentli-

!3 Dazu treffend STRE.E, Deliktsfolgen S. 121 f. 
~• Zu dieser positiven Zielsenung der Enteignung im Gegensatz zum primären 

"Ausmerzungs"-Zweck der Einziehung näher oben S. 161 f. Vgl. ;.:um Ganzen auch 
dort unter 3b. 

!$ Zu diesem vom Schutzumfang der Eigentumsgarantie her an sich selbstverständ­
lichen, jedoch nicht immer klar gesehenen Grundsatz vgl. BGHZ 27, 69/ 73, KRöNER, 
NJW 1959, 84, STRell, Deliktsfolgen S. 120 f., EGOWiGE Begr. S. 58 zu § 41a 
Abs. 2. 

!s So aber offenbar die Ratio des EGOWiGE, aaO; vgl. auch KRöNT!R, aaO. 
te Daß natürlich das Sicherungsrecht an einem gefährlichen Gegenstand wirtschaft­

lich ohnehin weniger wert sein ka:nn (z. B. an verd~GHZ 27, 
382/7; vgl. ferner BGHZ 43, 196/ 207 tf. bzgl. tollwutverdächtigem Hund), ist eine 
andere, erst beim Entsd1ädigungsumfang zu berüdtsichtigende Frage. 

!7 So TAPPJ!RT, ZfZ 1952, 253; hiergegen zu Recht K~ÖNER, NJW 1959, 83. 
18 So z. B., wenn sich der Dritte sicherungshalber das Eigentum an der einziehungs­

betroffenen Sache übertragen läßt, um die erhoffie Entschädigung dann dem Täter zu 
ibergeben. 

u So etwa, wenn sich der Drit·..e am Einziehungsobjekt ein Pfandrecht bestellen 
läßt, um auf diese Weise in den Genuß der Entschädigung zu kommen. 
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chen Sdlutzwürdig\s:eit des betroffenen DrinrechtsH. Allein in derartigen 
Mißbraucllsfällen können daher etwaige Ausschlußklauseln, wie sie jetzt 
~ -H c ll i. V. m. § 41 a I1 3 StGB (bzw. ~ 24 1l i. V. m. § 44 ll 3 OWiG) 
in weitergehendem Maße vorsieht, am Platze sein, nicht dagegen s<hon bei 

jeciwedem Fehlverhalten des Drittberechtigtens
1

• 

lm Ergebnis ist folglich, von den zuletzt genannten Ausnahmen abgesehen, 
d.il' mit dei Drit-:cim.!ehung \'erbundene Beeinträchtigung von Drittrechten 
am eigentlichen Einziehungsobjekt schon von Verfassungs wegen entsch:idi­
f,Unr,spflidJtig3! Als entschädigungsberechtigt kommen dabei neben dem 
Hypotheken- und Pfandgläubiger insbesondere auch die Sicherungs- und 
Vorbehaltseigentümer in Betracht. Denn da ihnen einziehungsrechtlich nur 
dit Stellung eines Sicherungsgläubigers, nicht aber die eines Eigentümers zu­
kommt33, sind sie auch in der Entschädigungsfrage entsprechend zu behan­
deln*" Dagegen können nicbtdinglime Sicherungsberechtigte ebensowenig 
eine EntSchädigung beansprudlen wie sonstige persönliche Gläubiger des Ein­
z.iehungsbetroffenen; denn persönliche Forderungen bleiben vom Untergang 
bestimmter Vermögensobjekte des Schuldners grundsätzlich unberühr~. 

2. Auch die Einziehung von Dritteigentum kann u . U. einer eotschädi­
l\ungspflichtigen Enteignung gleidlkommeo: so jedenfalls dort, wo das Gesetz 
die Einziehung zuläßt, ohne daß sie im Einzelfall durch ein nachweisliches · 
Sid1erungs- oder Ausgleichsbedürfnis zu rechtfertigen wäre. Das triffi: vor 
allem auf jene Fälle "strafähnlicher" Dritteinziehungen zu, in denen dem 
Eigentümer der an sidl ungefährlichen Gegenstände nicht einmal ein ver­
v.rirkungsbegründender 1v1ißbrauch, ges<hweige ein im tedlnismen Sinne straf-

bares Verhalten vorgeworfen werden kannn. 

*" Allgemein dazu oben S. 160 ff. st Das betriffi: insbesondere den üblichen Ausschlußgrund der Leichtfertigkeit (vgl. 
S 41 c U Nr. 1 StGB, § 24 11 Nr. 1 OWiG). Wo erwa der Gläubiger des am Tat­
werk7.eug bestehenden Pfandrechtes lediglich leichtfertig zur Begehung der Tat bei­
gerragen hat, kann keine Rede davon sein, daß er damit auch sein Sicherungsrecht 
als solches mißbraucht habe. Deshalb wäre es eine unzulässige, ~eil nicht wirklich­
keitsgerechte Oberdehnung des Verwirkungsprinzips, wollte man in jedweder Ver· 
midtung des Drittberechtigten in die einziehungsbegründende Tat einen entschädi-

gungsausschließenden Mißbrauch des Drittrechtes sehen. 
': So im Prinzip auch bisher schon BGHZ 27, 69 ff., FucHs, GA 1954, 83, GtLS· 

ooRF, JZ 1958, 690 f., HARTUNG, Steuerstrafrecht, 2. Aufl., S 415 Anm. 111, KRö­
mm, Eigentumsgarantie S. 56, NJW 1959, 83 f., ScHÄFER, in LöWE-RosEN»BRG, 
Vorbem. 6 vor S 430, und in DALCKE·FUHRMANN-SCttÄJ'El\., SrGB, § 40 Anm. 7 a, 
ScttöNu-ScttRÖOER, 13. Aufl., § 40 Rdnr. 41, S-roRKB, in Anm. 2.11 LG Harnburg 
VR5 5, 239/240, STREE, Deliktsfolgen S. 126. 33 Vgl. näl1er daz.u oben S. 315 tf. 
~ So auch Ht.RnrnG, Steuerstrafrecht, 2. Aufl., § 415 Anm. 111, ScRöNKE-SctUtö-

oER, § 41 a Rdnr. 6 f., ScHWAIU·DREt!El!., § 4\ c Anm· 2 B. 
u Deshalb zu Recht gegen die BerÜcksichtigung einer Bürgscllaft OLG H:unm 

MDR 1966, 430. Vgl. auch :BayObLGSt 1951, 507; 1952, 6, BayObLG DDevR 

1953, 9112 und WoLI'ER, S. 29. ao So z . B. wenn der Dritteigentümer den zu einer gelegentlichen Schmuggelfahrt 

Jt• 

\ '(1'1-

~~"~ .. 
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Wenn hier dennoch eingezogen und dies aus den vorrangigen Interesse~~ 

des Gemeinwohls begründet wird, so wird damit dem tatunbeteiligten Dritt­
eigentümerein Sonderopfer auferlegt, das ihm, da nicht dun:h eigenes Fehl· 
verhalten veranlaßt, nicht ohne Entschädigung zuzumuten isci7 • In der Tu· 
rninologie des Polizeirechts wäre er dem NichtstöreT gleichzustellen, dem 
heute allgemein ein Entschädigungsanspruch aus Enteignungs- oder Aufopf~ 
rungsgrundsätzen zuerkannt wird18• 

Freilim ist dazu zu bemerken, daß in Dritteinziehungsfallen dieser Art 
die Entschädigung den an sich fehlenden Eingriffsgrund allenfalls zu ver· 
decken, doch keineswegs zu ersetzen vermag. Denn im Grunde handelt es sid1 
hier um Sanktionen, die, da aus sonstigen legitimen Einziehungsgründen 
nicht zu rechtfertigen, sd1on im Ansatz verfehlt sind. Mit der Entsdlädiguog 
kann allenfalls dem größeren übel abgeholfen werden. Verfehlt wäre es je­
doch, darin schon eine volle Legitimation dieser Sanktionen sehen zu wollen3'. 

3. Diese bereits in ihrer gesetzlichen Konzeption verfehlte Einziehung ist 
nicht die einzige Art von Fehleinziehungen. Auch auf Grund unrichtiger Ge­
setzesanwendung sind "fehlerhafte" Dritteinziehungen denkbar: sei es, daß 
das Gericht fälsdllicb die Dritteinziehung für zulässig angesehen hat, oder sei 
es, daß es den Täter versehentlich für den Eigentümer hielt und deshalb die 
Drittvoraussetzungen überhaupt nid1t näher prüA:e•0

• 

Ohne auf die vielfältigen prozessualen Probleme, die sich in diesen Fällen 
stellen, hier näher eingehen zu können•1, läßt sich zur materiellen Entschädi-

benunten Pkw auf Grund eines bereits vor der Tat abgeschlossenen Kaufvertrags 
erworben hat und mir der Tat selbst in keiner Weise erwas zu tun hat. Vgl. im 
übrigen auch oben S. 235 ff. 

37 Im gleichen Sinne BussE, NJW 1959, 1211 f., GJLSDORF, JZ 1958, 644, KRÖNER, 
Eigentumsgarantie S. 56, NJW 1959, 83, ScHÄFER, in DALCKE-FUHRMANN-SCHÄI'ER, 
SrGB, S 40 Anm. 7a, ScHÖNKE-ScRRÖDER, 13. Aufl., § 40 Rdnr. 20, Snu:E, Delikts· 
folgen S. 125 f., ZEIDLBR, NJW 1954, U49. Vgl. zum Ganzen auch oben S. 163 f. 

aa VgL statt aller DREws-WACK.E, Allgemeines Polizeirecht S. 200, 464 ff., KÖNIG, 
Allgemeines Sicherheitsrecht S. 444, mit Gesetzesnad1weisen. 

39 Noch sd1ärfer R. ScHNEIDER, VerwArchiv 58, 320, der hier sogar Nichtigkeit 
der betreffenden Einziehungsnorm annehmen würde. Vgl. zum Ganzen auch oben 
s. 164 ff. 

40 Problematisch sind dabei allerdings immer nur die Fälle, in denen infolge des 
Fehlers der Dritte entgegen SS 431 ff. StPO nicht am Verfahren beteiligt wurde. War 
dies dagegen ordnungsgemäß geschehen, so können Fehlannahmen des Gerichts nicht 
ar:ders behandelt werden als sonstige Irrtümer bei der Tatsachenfeststellung oder 
remdichen Würdigung. Ebensowenig w ie es dort neben den ordenrlicben oder gege­
benenialls außerordentlichen Redmbehelfen eine "Superrevision" im Wege eines 
Ent.~chädigungsverfahrens geben kann, so wenig wäre eine solche bei einer Fehlein­
ziehung einzuräumen, gegen die der Dritte Rechtsmittel hätte einlegen oder gemäß 
§ ·Ü9 StPO ein sog. Nachverfahren hätte anstrengen können (and. in letzterem Fall 
offenbar GöHLER, OWiG, S 24 Anm. 3 A, und ScHWARZ-DREHER,§ 41 c Anm. 2 A). 
Entspred1endes hat für Fehler bei einer tätergerichteten Einziehung zu gelten. 

n Näher dazu die jedod1 inzwisdlen durch die Neuregelung des Beteiligungsver­
fahrens CS§ 431 ff. StPO) teils schon überholten Ausführungen von H. ARNDT, NJW 
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)I;Ußf.'f r;1ge doch so viel sagen: Falls hier die Einziehung aud1 ohne 'Be­
t,.eihgung des Dritten rechtskräftig werden kann und damit das Eigentum 
kr.l.R Gesetzes auf den Staat übergeht4Y, ohne daß der Dritte mit Rücksicht auf 
J ,c Rechtskraft dagegen noch erfolgreich vorgehen könnte'

3

, wird von diesem 
cin Sonderopfer zugunsten der .Allgemeinheit verlangl:, das in seiner Wir­
kung t:incr Enteignung gleichkommt. Auch ihm muß daher ein Entscbädi-

i""~;.nsprut:h z.uerk.\\!lllt werden••. 

III. Ausmaß der Entschädigung 

Soweit einer Eigenrumssanktion E.nteignungscharakter zukommt, ist sie 
'" jeder Hinsicht, also auch in der Frage des Entschädigungsumfanges, nach 
Art. 14 l ll GG zu beurteilen. Danach ist die Entschädigung "unter gerech­
ter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu be­
$ciromen" . Dem dürfte es vollauf genügen, wenn im Sinne der überkommenen 

"E.nteignungslehre45 eine .,angemessme" Entschädigung geboten wird, wobei 
der Verkehrswert des eingezogenen Gegenstandes als Maßstab zugtunde zu 

lol einzelnen wird die Höhe der Entsdlädigung naturgemäß weitgehend legen ist40
• 

vom wirtschaftlichen Wert des entzogenen Rechtes abhängen. Dessen Beur­
teilung kann vor allem bei Sicherungsrechten sehr schwierig sein. In jedem 
falle w1rd aber bier darauf Rücksicht z.u nehmen sein, inwieweit der Be-

1957. 856 ff., ßECKMANN, GA 1960, 205 ff., S...x., in K.MR, Vorbern. 1 d vor § 430, 
ScHÄPEll, in LöwE-ROSENBERG, Vorbern. 7 A a vor § 430, STREE, Deliktsfolgen 

S. 132 ff., VoGEL, GA 1958, 33 ff., WEllER-RöMER, NJW 1964, 1357 ff. 
.t So jetzt eindeutig § 41 a { StGB, § 22 I OWiG; vgl. ScHöNKE-SCKRÖDEII., 

§ H a Rdnr. 4, SctrWAJU.-DRE~R, S H a Anro. 1, GöHLER, 0\'i/iG, § 22 Anm. 3. -
So a.udl sdlon die bisherige b. M.: vgl. statt aller VoGEl., GA 19.58, 35 ff.; andere 

Wege suchten BECltM.O.l'IN, GA 1960, 208 ff., H. SCJ:il\UOT, N JW 1957,1629. 
., So etwa, wenn unverschuldeterweise die Ausschlußfristen für das Nachver­

fahren (§ 439 ll StPO) versäurr.t wurden und auch sonstige Ersauwege (Amtshaf­
tung, öffentlich-rechtliebe Kondiktion u. dgl.) nicht weiterhelfen; dazu STRP.E, De-

liktsfolgen S. 133 f.; VoGEL, GA 1958, 40 ff.). u So im H inbli<k auf§ 41 c 1 StGB bzw. § 24 1 OWiG auch ScliöNU-SCHRÖDER, 
§ 41 c Rdnr. 3, ScHW.O.JU.-DREJi.ER, § 41 c Anm. 2 A, GöHLEII., oWiG, s 22 Anm. 3, 
§ 24 Anm. 3 A. Im Ergebnis ebenso schon bisher K.RöNER, NJW 1959, 83, S.u, in 
KMR, Vorbem. 1 d vor § 430, ScHÄFER, in Lö'lTE-RosBNBERG, Vorbem. 7 A a vor 
S 430, H. ScHM!DT, NJW 1957, 1628; and. H . .ARNDT, NJW 1957, 856, VOGEL, GA 
1958, 41 ff., der aber immerbin für ßilligkeitsenuchädigung eintritt, differenzierend 

STREB, DetiktsfolgeJl S. 134 ff. 
46 

Vgl. statt aller v. M,\NGOLDT-'KLETN> An. 14 Anm. vn 9 b m. weit. Nachw. 

40 

§ 41 c I StGB, S 24 1 Q\WiG. - Im gleichen Sinne § 91 I AE, wo die aus­
drückliche Bezugnahme auf den Verkehrswert für entbehrlich gehalten wurde, da 
ei.t>e Entschädigung ohnehin nur bei Berü~sichtigung des Verkehrswerces angemessen 
sein könne (AE Begr. S. 167). Vgl. auch § 25 KriegsVI'affenG : Berü<ksichtigung etwai-

ger Aufwendungen für das Ein:r.iehungsobjekt. 
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troffene bereits durch Geltendmachung seines schuldrednlidlen Anspruchs Be­
friedigung erlangen kann"; denn keinesfalls kann es im Sinne der staatlichen 
Entscllädigung liegen, dem tatverantwortlichen Sicheruu~schuldner seine 
persönlichen Verbindlichkeiten abzunehmen. 

C) Billigkeitsentschädigung 

Wenn vorangehend für die wichtigsten Bereiche der Eigentumssanktionen 
eine verfassungsrechtliche Entschädigungspflicht zu verneinen war, so ist 
daraus jedoch keineswegs der Smluß zu ziehen, daß in all diesen Fällen die 
EntSchädigung auch tatsächlich zu unterbleiben hätte. Denn selbstverständlich 
muß es dem Staat auch ohne eine entSprechende Verpflichtung unbenommen 
bleiben, eine EntSchädigung zu leisten, wenn dies aus bestimmten Zweckmä­
ßigkeitS- oder BilligkeitSerwägungen gerechtfertigt erscheint. Vor allem aus 
dem Bereich des allgemeinen SicherheitS- und PolizeirechtS lassen sieb dafür 
bereitS beachtliche Beispiele neunen48• Auch die Strafrechtlichen Eigentums-­
sanktionen sind einer derartigen Billigkeitsentschädigung nicht grundsätzlich 
versmlossen49

• 

Freilich wird dabei jeweils zu prüfen sein, inwieweit sich eine Entschädi­
gung mit der Zielsetzung des konkreten Sanktionstyps verträgt. Denn nur 
dort, wo der Zugriff auf ein bestimmtes Eigentumsobjekt trotz EntSchädigung 
noch sinnvoll bleibt, kann eine solche kriminalpolitisch vertretbar sein. 

I. Nichtentsdtädigungsfähige Sanktionen 

1. Deo praktisch wichtigsten Fall, in dem eine EntSchädigung grundsätzlieb 
nicht in Frage kommen kann, stellt die tätergerichtete Strafeinziehung dar. 
Denn wie bereits an anderer Stelle erörtert, würde der Zweck der Strafe, 
durch Auferlegung des Opfers abschreckend oder bessernd auf den Täter ein­
zuwirken, zwangsläufig verfehlt, wenn man das übel der EigentumsentZiehung 

~7 Vgl. OLG Koblenz NJW 1951, 166. Auch andere Wege wären denkbar; so 
z. B. hat HARTtlNG, JZ 1952, 181 vorgeschlagen, dem Sicherungsgläubiger zwar den 
Erlös aus der Verwertung des SicherungsobjektS herauszugeben, sieb aber dafür den 
Anspruch gegen den Schuldner abzutreten zu lassen; im gleichen Sinne GEIER (in 
Anm. zu BGH LM Nr. 3 zu§ ~14 RAO) und KRöNl!R, NJW 1959, 84-. Für welchen 
Weg man sieb entscheidet, ist vorndunlieb eine Frage der Zweckmäßigkeit, die we­
sentlich von den Einziehungsumständen abhängt. 

4i Vgl. im einzelnen DRil'\VS-WACKZ, Allg. Polizeirecht S. 473 f., FoRSTHOFP, Ver­
waltungsrecht AT S. 321, R. Scm"EroER, VerwArchiv 58, 325, sowie neuestens 
BVerfGE 20, 351/360. 

" Vgl. CJtEtFELDS, JR 1955, 409, GiLSDOllP, JZ 1958, 690 f., STR.BE, Delilmfol­
gen S. 126. Gegen jede Einziehungsentschädigung der östE 1964, Begr. S. 56 zu§ 32; 
zurüdr.haitend auch BGHSt 15, 399/ 4C2. 
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1lurch eine entsprechende Entschädigung wieder neutralisieren würde
60

• über­
Jics könnten hier etwaige Härten durch angemessene Anrechnung der Ein-

Yithung auf die HauptStrafe ausgeglichen werden 51. 
2. i\hnlidl paradox wäre eine Entschädigung bei der "strafälmlidm~" Dritt-

cimithung. \Venn man schon ein derartiges fragwürdiges Gebilde anerkennen 
v.ill, muß man auch konsequent bleiben und eine Entschädigung versagen; 
cienn söfiSt hat a~6 die Dritteinziehung als Repressivsanktion keinen Sinn. 
Lwar ist zuzugeben, daß hier wegen fehlender Anrechnungsmöglichkeiten 
Junilaus Härten auftreten können. Doch wäre diesen eher dur<h gänzüdlen 
oder teilweisen Verzic:ht auf die Einziehung statt dunh eine nadlträgliche 

Entschädigung abzuhelfen. Deshalb besteht auch gegen die Härteklausel des§ 41 c 111 StGB und§ 24 
111 OWiG~1 der grundsätzliche Einwand, daß sie den Hebel am verkehrten 
Ende ansetzen. Allenfalls dort, wo die Dritteinziehung auch unabhängig von 
einem Fehlverhalten des Dritten aus Sidlerungsgründen geboten wäre, könnte 
eine Billigkeitsenmhädigung ar.gebracht erscheinen. Doch um diesen Fall zu 
~:rfassen, hätte man nicht die irreführende, ja teilweise sinnwidrige Form ei-

ner generellen Härteklausel zu wählen brauchen. 
3. Ahnlieh steht der reparariven Gewinnabschöpfung der Sanktionszweck 

einer Encsd1ädigung regelmäßig entgegen. Denn auch hier müßte die Sanktion 
ihren Zweck. verfehlen, wenn der mit der Entziehung der rechtsWidrigen Tat­
vorteile angeStrebte Ausgleich durm die Entschädigung praktisch wieder rück-

gängig gemad1t würde
63

• 

II. Entschädigungsfähige Fälle 

L Damit bleiben als entSchädigungsfähige Eingriffe praktisch nur die 
sicher11den Eigentumssanktionen übrig. Selbst bei diesen wird aber eine Ent­
schädigung regelmäßig nur dann in Frage kommen, wenn dem Betroffenen 
nicht bereits nach übermaßkriterien der Erlös aus der verwerteten Sache 
herauszugeben isc~t. Soweit jedoch nach der Natur der Sanktion ein derartiger 
Erlös gar nicht zu erlangen war, wie insbesondere bei der Unbrauchbarma­
dmng und Vernid1tung, läßt sich die Berechtigung einer anderweitigen Ent­
schädigung grundsätzlich ebensowenig leugnen wie gegenüber dem polizei-

50 
Näher dnzu oben S. 165m. weit. Nachw. 
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V gl. oben S. 356 f. Demgegenüber will das neue niederländisc:be Einziehungsrecb~ 
etwaige Härten offenbar durch Entschädigung :~bwenden: vgl. Art. 33 c StGB von 

1958; dazu CtR.PKA, System der Strafen S. 33. 
n V gl. oben S. 366 f. sa Deshalb ist es sac:bgcrecht, daß dev E 1962 und der Aß den Vorteilsverfall bei 

den Entschädigungsregeln völlig unberüdr.sichtigt lassen. 

u Da1.u näher oben S. 273 f. 
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rechtlichen StörerM. Dem liegt nicht zuletzt der Gedanke des schonendsten 
Mittels zugrunde: Selbst den Störer soll die zur Aufred1terhalrung von Sidter­
heit und Ordnung gebotene Maßnahme nicht härter treffen, als dies nadt der 
Natur der Sanktion unbedingt notwendig erscheint. 

Wie eingangs bereits erwäl:nt, wird im Zuge dieser Entwicklung audt die 
strafrechtliche Sicherungseinziehung in steigendem Maße als entschädigungs­
fähig anerkannt56

• Allerdings geschieht dies bislang immer unter dem Vcruc ,! 
halt, daß die Sanktion einen Dritten und nicht einen Tatbeteiligten betriffi. 
Auf den ersten Blick mag diese Beschränkung durchaus verständlich erschei-
nen; denn der überkommenen Vorstellung eines notwendigen Zusammen­
hangs von Tat und Tatfolge würde es sicherlich widersprechen, wenn der Tä-
ter für die durch seinen Rechtsbruch veraolaßte Sanktion noch eine Ent­
schädigung sollte verlangen können. Indes sind audt hier Fälle denkbar, in de-
nen derartige unterschwellige Vergeltungsgedanken keine Beredttigung mehr 
haben: so namentlich dort, wo der Täter für sein rechtswidriges Verhalten 
und auch für den weiterhin störenden Zustand seines Eigentums in keiner 
Weise noch persönlich verantwortlich gemadtt werden kann. Hier besteht ge­
genüber dem tatunbeteiligten Dritten kein so wesentlicher Unterschied mehr, 
als daß deshalb noch eine Diskriminierung in der Entschädigungsfrage ge­
rechtfertigt wäre. Audt wenn das nicht generell zur Entschädigung jeder tä­
tergerichteten Sidterungssanktion zu führen braucht, sollte die Entschädigungs­
regelung die Möglichkeit, in Härtefällen auch dem nichtverantwortlichen Tä-
ter einen gewissen Ersatz zu verschaffen, doch nicht völlig ausschließen. 

2. Aus dem Charakter dieser Entschädigung als einem Akt der Billigkeit 
ergibt sich, daß ihre Gestaltung weitgehend im Ermessen des Gesetzgebers 
steht. Das ist vor allem für ihren Umfang von Bedeutung. Anders als bei Art. 
14 III GG ist hier nicht unbedingt eine volle Entschädigung erforderlich. Für 
den Regelfall wird ein Betrag, der dem tatsächlichen oder schätzungsweisen 
Erlös aus der eingezogenen bzw. unbrauchbar gemaeilten Sache entspricht, als 
Entschädigung ausreichen. Letzter Maßstab muß dabei immer der Sidterungs­
zweck bleiben. Würde die Entschädigung für unbrauchbar gemachte Schriften 
praktisch einer Absatzgarantie gleichkommen57 und damit zu einem Nach­
druck geradezu herausfordern, so wäre eine Entschädigung fehl am Platz68• 

3. Auch hinsichtlich des Entschädigungsatmchlusses wegen verwerflichen 
Fehlverhaltens hat der Gesetzgeber bei Billigkeitsakten naturgemäß mehr 
Spielraum als bei der enteignenden Einziehung. Deshalb wäre insoweit auch 
gegen die Ausschlußgründe, wie sie in den derzeitigen Regelungen vorgesehen 
sind, im Prinzip nichts einzuwenden. Dennoch fragt es sich, wenn man sich 

u Vgl. die Namw. in Anm. 48. 
ao Vgl. im einzelnen oben S. 365 f. 67 Vgl. BGHSt 15, 399/ 404. 
as Im übrigen wird bei Bemessung der Entschädigung auch jeweils zu beamten 

sein, inwieweit der wirtschaA:lime Wert des Einziehungsobjekts bereits durm seine 
Gefährlimkeit gemindert ist; vgl. dazu die Nachweise oben in Anm. 26. 
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~chon zu derartigen Etnschränkungcn entschließt, ob dann nicht aus Gründen 
der Rechtssicherheit die Ausschlußklausel des AE vorzuziehen wäre, wonad1 
nidlt irgendein Fehlverhalten des Betroffenen die Entschädigung auszuschlie­
ßen vermag, sondern dieser sieb im Zusammenhang mit der Tat ,.strafbar" 

gemacht haben muß 5
9

• lro übrigen sollte das Entschädigungsrecht von Vergeltungsgedanken 

i'und•ötzlich freigohal"n wo<d<n; donn roost köno« di< V...,.gung do< 
Entschädigung leicht zu einer verkappten Strafe werden. 

5
9 

§ 911 AE; so aum sc:Don § 86 11 StGB a. F.; vgl. oben S. 366. 
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§ 21 SCHLUSSBEMERKUNG 

Gewiß konnten auch diese Untersuchungen die Problematik der Eigen­
tumssanktiouen nicht in jeder Hinsicht erschöpfen. Selbst soweit es voran­
gehend um ihre Einzelgestaltung ging, mußten die Details der verschiedenen 
gesetzlichen Regelungen weithin unerörtert bleiben, um statt dessen die Fra­
gen von allgemeinerer Bedeutung in den Vordergrund der Betrachtung Zl!~ 
rücken. Doch diese Beschränkung auf da.s mehr Grundsätzliche und Typi-
sche geschah nicht ohne Absicht. Denn angesichts der Fülle und Vielgestalt ig-
keit des vorbandenen Materials, das bislang meist nur punktuell gesehen und 
bearbeitet wurde, bestand die vordringlichste Aufgabe darin, die v erschiede-
nen Eigentumssanktionen einmal a1s Gesamtphänomen strafrechtlicher Tatfol-
gen zu erfassen, um auf diese Weise ihre Grundstruktur und ihre typischen 
Erscheinungsformen freizul egen und damit den Boden für eine umfassende 
Vereinheitlichung zu bereiten. 

Auf der Basis des überkommenen Rechts konnten diese Bemühungen f rei­
lich nur zu wenig glatten Lösungen führen, da es hier an einer folgerichtigen 
gcsetzgeberisdlen Konzeption fehlt. Um so größeres Gewidlt war deshalb auf 
eine Klärung der kriminalpolitischen Sachziele zu legen. Denn die mit den 
Eigentumssanktionen verfolgten Zwecke sind naturgemäß auch für ihre 
Rechtsnatur und dementsprechend für ihre jeweiligen Verhängungsvoraus­
setzungen von fundamentaler Bedeutung. Dabei erwiesen sich alle Versuche, 
die Eigentumssanktionen auf einen einzigen Zweck festzulegen, von vorne­
herein als zu eng und einseitig. Vielmehr ist auch hier einer mehrspurigen Lö­
sung der Vorzug zu geben, bei der die Eigentumssanktionen sowohl Straf­
wie auch Sicherungs- und Ausgleidlszwecken dienen können. 

Diese Pluralität der Einziehungszwecke kann jedoch nur dann voll zur 
Entfaltung kommen, wenn ihr audl in konstruktiver Hinsicht Rechnung ge­
tragen wird. Dies erfordert, daß der Gesetzgeber von jeder abstrakten Fest­
legung der Redltsnatur Abstand nimmt, um sich dafür im Sinne einer indivi­
duell-finalen Einziehungskonzeption auf eine generalklauselartige Umsdlrei­
bung der Voraussetzungen zu besdlränken, unter denen der Richter die kon­
krete Sanktion dem einen oder dem anderen Entziehungszweck dienstbar 
madlen kann. 

Nodl stärker als bisher werden dabei sowohl der Gesetzgeber als auch der 
Richter die Grenzen zu beachten haben, die dem staatlidlen Sanktionsrecht 
durch die Verfassung gesetzt sind. In dieser Hinsicht ergeben sich insbeson­
dere aus der Eigentumsgarantie in Verbindung mit dem Mißbrauchs- und 
Verwirkungsprinzip sowie aus dem übermaßverbot und dem Schuldgrund­
satz gewisse Einschränku11gen, die vor allem im Bereich der Dritteinziehung 
bei weitem noch nicht ernst genug genommen werden. 

SidJerlich hat die Novellierung des Einziehungsrechts dunh das EGOWiG 
1968 bereits manche Verbesserungen gebracht, nicht zuletzt im Sinne einer 
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weiteten Vereinheitlichung. Dennodl bedeutet auch diese Teilreform nur Cl· 

nen """' Sduitt, dom im Zug< oin" G""m".!o<m oo<h woi«<' folgon 

Ohno vo<gobon >u wollou, dafü< be«i" oino ,,,.,.,.,.moi.d> perfok« Lö· mü~~cn. 

oung gofuodon zu babon, soi alwhlioßend do<h wonig""" ""ud><, dio hi« 

~r.Hbt:iteten Gedanken in einem eigenen 
Regelung!;vorsdtlag 

'LmO\mmenzufassen: 

A ) Die A!&gemeinregelung 

Ja (St rafeinziehung) 
(I) In angoroe"ener Ergänzung der Hauptstrafe können Sad.en und 

Rechte, die unmittelbar aus einem Vecbre<hen oder vorsät>li<hen Ve<geheo 

hervorgegangen sind, die zur Begehung einer sol<hen Tat gedient haben oder dazu be-

stimmt gewesen sind, 
sowie die aus der Tat gezogenen Vermögensvorteile 

ganz oder teilweise eingezogen we<den, soweit sie zur Zeit de< Ent· 
scheidungdem Täter oder Teilnehmer gehören oder zusteben

1

. 

(2) Soweit den mit der Strafe verfolgten Zwed«n be«its dur<h die 
Einziehung genügt werden kann, tri« sie an die Stelle der an si<h ve<· 

wirkten Hauptstrafe. (}) Ha< der Ta<beteiligte die Einziehung vorsäuli<h verei.elt, so 
kann ein dem V er kehrswert des Gegens<andes entsp«<hender Geld· 
bet"'g eingezngen werden. Diese Anordnung kann au<h no<h nad.träg-

\ich getroffen werden. 

§ b (Sichernde Eigentmnssanktionen) 

(I) Soweit die Einziehung aus Sid.erungsinteressen gebo:en ist, kann 
si• aud. auf Grund einer nid.<Sdn>ldhatlen Tat und ohne Rüdtsid.t auf 

die Rechtsverhältnisse aro Gegenstand eingezogen werden. 

1 So-we1t für den vollständigen Wegfall der ,.strafäbnlimen" Dritteinziehung ein 
g<Wi"'' E<n" unvor>idnbu e~dnin< (vgl. obon $. 2>8 ff.), k&onu m"' dem S•« 1 
a\lonf.U. uo<h fnlgondo Glei<h<uUunO'formd anfügen' . Don ~arh"eiligrm rr<h< 
p.;<h, wor •i<h im Hinbli<k aof den eiu>iehuog<bmvffenon Gegonnwd """' be• 
günstigenden oder bebleriscben Straftat schuldig gemacht hat." 
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(2) E;n s;merungs;ntemsc ;st anzunehmen, wenn auf Grund &.. 
stimmter Tatsachen zu besorgen ist, daß der Gegenstand 

a) na<h Anode, Umständen cine andecs .Ud>t ab.,endbare G.­
fahr für rechtlieb geschützte Interessen darstellt, oder 

b) det Begehung sttaf. ode, hußgcldbcdtohtet Taten IDencl.-.._ wird. ~ 

(3) Sowc;t dem s;meruogsU.rete<se bece;ts dut<h "'e.Ugec cinsdm.;. 
dende Maßnahmen (U nbtaud>bannad>ung, I<ennzcid>enbescicigung, 
Ve<fügungsao.,e;sungen odet detgle;d>eo) genügt wetden kann, ;stvon der Einziehung abzusehen. 

(4) Stehen det pecsönUd>en Vecfolgung des Tatbere;Ugten led;gJ;d, 
tatsächHd>e odet sd>uldbczogene Gründe entgegen, so ;st aud, eU.e 
selbständige Anordnung der Maßnahme zulässig. 

§ c (Gewinnverfall) 

(1) D;eaus e;net ted> tswid rigen Tat gezogenen Ge'Vinne, e;nsd>Ueß­
j;d, erwa;g., ZU.sen odet sonsc;g., ve,kehtsübUd>ec Nutzungeo, kön­
nen ohne Rücks;m, auf em Vecsd>ulden des Tärecs fü, vecfallen .,_ 
klärt Wetden. Gle;m., g;Jr füt die dutd> d;e Tat erlangten Gegen­stände. 

(2) Ist an d;e Stelle des ucspriiogJ;men e;n andecec Gegenstand ge­
treten, so kann dessen Verfall angeordnet werden. 

(3) Ist det Voneij eU.em andeten zugeflossen, füt den de, Tat&.. 
ee;];gte im Rahmen e;nes Abhäog;gke;tsvethälcn;sses gehandelt ha~ 
so ridnet sich der Verfall gegen den Empfänger. 

( 4) Det V ertall wird x Jahre nad> Red>tsktaJI det .Anotdnung 'Vitk­
sam, 'Veon und sowe;t det Vorteil nid>t betcits dutd> Ecsatzle;stungen 
an den Verletzten wieder beseitigt ist. 

(5) Füt d;e selbstäoiDge Anotdnung g;Jc § b Abs. 4 enrspn:d>end. 

Gemeinsame Vorschriften 
§ d (Verhältnismäßigkeit) 

(1) Von det Anotdnung ;st abzusehen, soweic IDe Maßnahme uoret 
Berii<hid>r;gung det übrigen Tartolgen zu, Sd>wece der Tat oder zum 
Gtad de.s s;merungs- odet AusgJe;m,;ntetesses außet Verhältnissrehen würde. 

(2) n;., g;J, aud> don, 'VO IDe Maßnahme zwU.gend VOtgesehen ;st. 
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J r (Wirksmg) 

(1) Mit Rechtskraft der Anordnung bzw. nach Eintritt der in § c 
Abs. 4 vorgesehenen Bedingung geht der eingezogene oder für ver­
fallen erklärte Gegenstand auf den Staat über. 

(2) Rechte Dritter am Gegenstand bleiben bestehen, soweit nicht aus 
Sicherungsgründen ihr Erlöschen anzuordnen ist. 

(3) Vor dem Rechtsübergang wirkt die Anordnung ais Veräuße­
rungsvei·hot im Sinne des§ 136 BGB. 

j f ( Entschädigzmg; Verwertung des Erlöses) 

( l ) Tatunbeteiligte Dritte, die durch den Rechtsübergang oder durch 
Beeinträchtigung eines am Gegenstand bestehenden Rechts einen Ver­
lust erleiden, sind angemessen in Geld zu entschädigen. Die Entschädi­
gung kann versagt werden, wenn sich der Betroffene im Zusammen­
hang mit der einziehungsbegründenden Tat oder in Beziehung auf den 
betroffenen Gegenstand auf andere Weise strafbar gemacht hat. Glei­
ches gilt für den Fall, daß auf Grund anderer Rechtsvorschrillen die 
entsmädigungslose Entziehung des Gegenstandes zulässig ist. 

(2) Erfolgt die Maßnahme allein aus Sicberungsgründen, so ist un­
geachtet einer etwaigen Tatbeteiligung der nach Verwertung des Ge­
genstandes verbleibende Reinerlös an den bisherigen Rechtsinhaber 
herauszugeben, es sei denn, daß dadurm der Z wed{ der Maßnahme 
vereitelt würde. 

(3) Soweit der Tatgesdtädigte von einem ersatZpflichtigen Tatbetei­
ligten keine Befriedigung zu erlangen vermag, kann er vorrangig aus 
dem Verwertungserlös entschädigt werden. 

B) S ondervorschrifien 

Neben dieser umfassenden Allgemeinregelung wird für etwaige Son­
dervorschrillen kaum noch ein dringendes Bedürfnis nachzuweisen sein. 
Lediglich für die spezielle Erfassung von Beziebungsgegenständen, für 
die kasuistische Erstreckung auf weniger schwere Ankni.ipfungstaten 
(Fahrlässigkeitsdelikte, Ordnungswidrigkeiten), für die ausnahmsweise 
Anordnung eines Einziehungszwanges oder für die Sonderbehandlung 
von Schriften wird man auf ergänzende Bestimmungen nicht völlig 
verzichten können. Doch selbst dann ist darauf Bedacht zu nehmen, 
daß der durch die allgemeinen Einziehungsgründe gested<te Rahmen 
11icht wieder durchbrachen wird. 
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